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S Schldberg, den II. Nov. Eine namhafte Anzahl Landgemeinden 
hieſigen Kreiſes, Aber zehn, waren, je nach ihrem Dafürhalten, hohen, höchſten, 
Nn Orts mit der dringenden Bitte eingekommen, ihre Lehrer, 
abſchaffen zu dürfen. Ratütlich find dieſe Geſuche ſämmtlich der Kreis⸗ 
verwaltungsbehörde mit dem Auftrage zugeſtellt worden, zu unterſuchen und 
feſtzuſtellen, ob und welche Urſachen gegen die betreffenden Lehrer vorliegen. — 
Bekannt mit den Verhältniſſen der Schulen im Kreiſe und ihrer Lehrer, dürfen 
wir im voraus behaupten, daß es den Petenten wahrlich nicht darum zu thun, 
iſt, die Lehrer zu entfernen, weil fie unbrauchbar wären, um fie durch beſſere zu 
erſetzen. Nein, auf dieſer Bildungsſtufe ſteht unſer ſouveraines Volk noch lange 
nicht. Auch dürfte ſchon der Umſtand für unſere Behauptung ſprechen, daß 
ſich ſo viele Gemeinden mit einem Male erhoben haben. Der Schlüſſel zur 
Sache liegt aber ganz nahe: Als in Folge des von der Verfaſſungs-Kommiſſion 
umgearbeiteten Verfaſſungs⸗Entwurfes gegen die in demſelben ausgeſprochene 
Befreiung der Schule von der geistlichen Aufſicht, die Geiſtlichkeit namentlich 
hier zu Lande auftrat, da wurden alle Hebel in Bewegung gelegt, die Schule 
und ihre Lehrer in den Augen des Volkes zu verdächtigen. Von den Kanzeln 
herab hörten die Erbauungſuchenden: „Die Regierung fei eine Feindin der Kir- 
che, die Religion fiche in Gefahr, Schule und vehrer würden ohne Aufſicht ſein, 
Letzterem würde die Gemeinde nichts mehr zu ſagen haben, die Kinder würden 
weniger lernen und der Lehrer durch Erhöhung des Gehaltes eine noch größere 
Laſt der Gemeinde werden;“ und namentlich war man bemüht, durch moͤglichſt 
zahlreich unterſchriebene Adteſſen (die Unterſchriften mochten eine Bafis haben, 
welche fie wollten), die National-Verſammlung eines Andern über den Stand 
der Dinge in dieſer Angelegenheit zu belehren. War nun der gemeine Mann 
ſchon vorher gegen Schulen und dergleichen Anſtalten eingenommen, weil er, 
ohne das Verlangen nach Ausbildung, nur den Geldpunkt im Auge hatte, ſo 
wurde er nun erſt recht erbittert, wenn er ſah und hörte, wie von den Dienern 
der Kirche dagegen operirt wurde. Nichts lag ihm daher näher, als dieſes Bal⸗ 
laſtes ſich ohne Weiteres ganz uud für immer zu entledigen, und dazu wähnte 
er die gegenwärtige Zeit der Reform als ganz vortrefflich geeignet. — Der 
Bauer weiß hier herüm von weiter Nichts zu ſprechen, als von ſeiner Wirth⸗ 
ſchaft und den Abgaben; und da mag er bei uns um Kreise nicht fo ganz Unrecht 
haben, wenn er ſich beklagt über die Chauffeebeiträge, und demungeachtet dieunfahr⸗ 
barfien Wege in der Provinz hat, oder über die Beiträge nal’ störte und 
Owinsk, über die Landarmengelder u. ſ. w, wovon er auch nicht den geringfien 
Nuten in feiner Gegend ſteht. In dieſen Dingen zu feinen Gunſten reformi⸗ 
ren, könnte ihn zum glücklichſten Menſchen machen. Aber was kümmern ihn 
freie Preſſe, Bürgerwehr, Geſchwornengericht, Conſtitution, Unterricht u. dergl. 
Das bedarf er Alles nicht; dazu iſt er viel zu ſouverain. — Wir benutzen aber 
dieſe Gelegenheit, um Allen, die bei der bevorſtehenden Reorganiſation des Volks⸗ 
ſchulweſens ein Wort mitzuſprechen paven, Wieder em Aal recht 0 zu 
zeigen, wie unpraktiſch es bleibt, die Schule gegenwärtig ſchon vollkommen als 
eine Gemeindeanſtalt einzurichten. Hier zu Lande und gewiß auch anderwärts 
wäre es beſſer, mit Uwarowſcher Strenge den Volksunterricht zu handhaben, 
wenn man in den untern Volksſchichten auf dem kürzeſten Wege eine ſichere 
Baſts für den Conſtitutionalismus gewinnen will. 


Berlin, den 11. November. Was zu jeder anderen, minder kritiſchen 
Zeit gewiß die allgemeinſte Aufmerkſamktit erregt hätte, iſt, daß auch Preußen 
von einem Reichs⸗Kommiſſarius beſchickt iſt. Herr Baſſermann iſt hier eine 
getroffen. Zunächſt hatıe ſeine Sendung, wie es heißt, lediglich den Zweck, die 
Zurücknahnſe des Poſener Beſchluſſes der National⸗Verſammlung vom 23. Ok⸗ 
tober (Amendement Phillips), als mit dem desfallſigen Frankfurter Beſchluß im 
Widerſpruch ſichend, zu Reel: und ſomit zugleich durch Ausgleichung dieſer 
nationalen Differenz dem Ausbruch nener Unruhen in Poſen zuvorzukommen. 
Die neueſten Conſtellationen aber machten eine Erweiterung ſeines Mandates 
nothwendig, und er ſoll jetzt die Aufgabe haben, durch Einleitung direkter. Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den hieſigen feindlichen Partheten und der Centralgewalt eine 
lriedliche Vermittelung zwiſchen jenen ſelbſt herbeizuführen. 
König Behle Brandenburg, iſt geboren im Jahre 1789. Sein Bater war 
3 em A. ſeine Mutter die Gräſin Dönhoff, mit welcher der 
2 ’ Graf ae ihm noch eine Tochter geboren hatte, das Verhältniß ab⸗ 
noch - Bad De B e, wurde frühzeitig Soldat. 1 Man glaubte damals 
al e 3 eine wiſſenſchaftliche und gründliche Bildung wenig 
gen dazu beigetragen gabe bewegten Zeiten, in welche ſeine Jugend fällt, mö⸗ 
bin nicht eminenten geifi n, daß feine Erziehung vernachläſſigt, daß feine ohne⸗ 
feine Lebensart und N Kräfte nicht genügend ausgebildet wurden. Durch 
u erſetzen, was ihm an 1 Dianiesen des Hofmannes ſuchte jedoch der Graf 
Ae * eſſen zu machen Adaſſen abgung; durch Ehrlichkeit des Charakters 
ſuchie er verg 5 mmdadedr ſein Blick nur zu beſchränkt ſei. Bald nach 
em Kriege zum Can M 7 1 du Corps ernannt, verheirathete er 
Bas 9 Frauen e 3055 der Tochter eines alten Dragoner⸗ 
zeſſin 8 aus dem Jahre 8 ee, 115 eine Art Meuin mit der Prin⸗ 
niſſe hindurch a der fetzigen Ke | ER and, iſt fie durch alle Verhält⸗ 
jetzt noch mit HEN inniger Derbi 2 ei werblieben, wie ſte denn auch 
fell. Selbſt ihre aan Freundin einen lebgaften Briefwechſel unterhalten 
ſiſchen Adel, der rs geg und ſie hal das 150 05 ganzen hohen ſchle⸗ 
inden zu zählen — könprüche als legitim MR te gelten laſſen, zu ihren 
Jeinden z en. Schön unde n ihren lreſflichen Eigenſchaften die Anerkennung 
kn nalürli ch, daß moch ohne alle Prätentionen, gewandt, lebensklug 
der Geſellſchaft ihrer ursprüngliche ee ‚mundert, fie end Miele fei 
und beſchäftigt und doch ſo lebenser infachheit Eintrag gethan; immer thätig 
Kindern mit ihren Töchtern auf demnach daß ſie noch als Mutter von neun 
Frau leider durch die jetzigen Zeitumände, Duc u DE n 7 015 . 
niſſe ihres Mannes vielleicht zu fehr erregt, vielleicht zu leidenſchaftlich bewegt 
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worden. Von dem Gtafen ſelbſt, der- vom Brigadier det ganzen Garde ⸗Ca⸗ 


Domanze bei Schweidnitz I chenkt, hat des jetzigen Königs Majeſtät ſeiner an 
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(Auf der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn, den 12. Nov. (6 Uhr 
Abends.) Die Pflicht, einige weibliche Familienmitglieder den Gefahren zu 
eniziehen, die Berlin bedrohen, führt mich aus der Stadt. Meinem heute Mit⸗ 
tag aus Berlin abgeſchickten Schreiben füge ich in aller Eile Folgendes hinzu: 
Das Militair hat ſich zum größten Theil hinausgezogen. Die Bürger wollen 
ihre Waffen nicht abgeben. Es kommt alſo ſicher zum Kampf. Ich 
höre eben, daß zur Ablieferung der Waffen eine neue Friſt von 21 Stunden 
bewilligt worden iſt. Das hat jedoch Windiſchgrätz auch gethan. Die 
Hoffnung, daß in Folge deſſen vielleicht eine friedliche Löſung eintreten werde, 
ſcheint mir ungegründet. — Andere Gerüchte kommen. Nach ihnen folk noch, 
heute der blutige Waffentanz beginnen; ſie ſcheinen mir unglaubwürdig. — 
Viel Waffen, beſonders am Stettiner Bahnhofe viele alte ſchwarze Gewehre 
ſind heute in die Hände des Proletariats gegeben worden. Es bemächtigte ſich 
aller Schußwaffen, die von einzelnen Burgerwehrbezirken bei den Vorſtehern 
niedergelegt wurden. Die ſämmtlichen Vorräthe der Demokraten ſind auch 
vertheilt. Allem Anſchein nach wirds ein heftiger, blutiger Streit.. 
C Bertin, den 12. NMovor. Es iſt. Sonntag, der erſte Sonntag, man 
möchte ſagen, ohne alles Leben auf den Straßen. Es iſt eine wahre Gewitter⸗ 
ſchwüle, trotz des kalten Wiutertags. Die Bürgerwehr ſoll entwaffnet werden, 
weil fie einer ungeſetzlichen Verſammlung, der National, Verſammlung, ihren 
Schutz lieh!“ Die Bürgerwehr wird ſich nach Beſchluß der Majorität in den ein 
zelnen Bataillonen, nicht eutwaffuen laſſen. So ſchelut der blutige Kampf un⸗ 
vermeidlich. Die einzige Hoffuung auf eine friedliche Löſung Hänge an einem ſei⸗ 
denen Foden, und dieſer Jaden iſt Grabow, der ſich in dieſem Augenblickk noch 
in Potsdam befindet. Oh er zum Könige gelangen wird, ob es ihm gelingen 
wird, das Miniſterium Brandenburg, zus beſeitigen? Wer wagt noch eing 
Vermuthung auszusprechen. Wir glauben nicht au eine Vermittlung. Der Ma⸗ 
giſtrat hatte, um die Vermittlungsfriſt zu verlängern, die Abnahme der Waffeit 
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it geisbeben, denn in Dieiem Augeublicke wird duch, Anſchlag bekannt, gemacht, 
daß das Polizei, Präfidium dieſe Behörde ſei und daß bis 5 Uhr Nachmittags 
ſaͤmmtliche Waffen abgeliefert ſein müſſen. Das Militair, wie ich ſo eben höre, 
rich bereite aus der Stadt. — Eine Königliche" Proklamation, die auch vom 
Staatsanzeiger mitgetheilt wird, und zum Gehorſam und Vertrauen auf den Kö⸗ 
nig auffordert, iſt theilweiſe beſchmngt, thellweiſe abgeriſſen an den Ecken zu ehen. 
Der Bekanntmachung des Polizei- Praſidit geht es nicht beſſer. — Die Entſchei⸗ 
dung des Obertribunals in Sachen der National⸗Verſammlung iſt vollſtändig er⸗ 
dichtet. Die Zeitungshalle hat ſich etwas aufbinden laſſen. — Dagegen iſt rich⸗ 
ug, daß die Stadtverordneten der National-Verſammlung ihr Sitzungs Lokal zur 
Dispofition geſtellt. Gbenfo ,. daß Mitglieder der hiesigen und der BIER 
Kaufmannſchaft der Verſammlung bedeutende Geldmittel überwieſen haben. — 
Wir erwarten zu heut Nachmittag militaitiſche Erekntion gegen die Verſammlung, 
die ſich daun aber durch den Jurücktritt vieler der Ausgetretenen verſtärken wird, 
da dieſe erklärt haben, nux jo lange von der Verſammlung ſich fern zu halten, 
als fie eine ſriedliche Ausgleichung für möglich halten. Zit dleſe unmöglich, jo wer⸗ 
den auch ſie auf ihrem Poſten ſein. — Doch ich ſchließe. In wenigen Stunden iſt 
Berlins Schickſal eutſchieden. Gott lenke es zum Beſten der Freiheit und des 
Deuiſchen Vaterlandes! f zn 
Berlin, den 12. Nov. Die Spannung hat einen unbeſchreiblich hohen 
Grad erreicht. Bis dieſen Augenblick (Mittags 1 Uhr) iſt noch nirgends ein Zu⸗ 
ſammenſtoß erfolgt. Indeß die unbedeutendſte Zufälligkeit kanu b e 
fürchterlichen Kampf zu eröffnen. Alle Beſounenen, und Gemäßigten ſuchen ihn 
auch jetzt zu vermeiden. Man will überall im Wege des Geſetzes ſich bewegen 
und jeden, auch den leiſeſten Vorwand meiden, aus dem eine Entſchuldigung für 
die gegenwärtig ergriffenen Maßregeln gezogen werden könne. In der National⸗ 
verſammlung wie in der Stadt Berlin iſt manches vorgekommen, was nicht gebil⸗ 
ligt werden kaunz in dieſen Tagen aber, jeit dem 9. November, hat ſich die Ver⸗ 
ſammlung ſowohl wie Berlin wahrhaft groß gezeigt. Man hatte Barrikaden an 
den Thoren erwartet, als das Militair einziehen ſollte, man hat keine gefunden 
und ſomit keinen Grund finden können, Berlin in Belagerungszuſtand zu erklären. 
Man hatte hier ſogleich Couflicte mit der Bürgerwehr erwartet, um ſie ‚anflöfen zu 
können, die Bürgerwehr hat ſich durchaus im Wege des Geſetzes bewegt und fie if 
dennoch aufgelöſt. Es iſt kein geſetzlicher Grund fie zu entwaffuen, es iſt 1 05 
beſohlen, die Bürgerwehr will auch hier der Gewalt weichen ohne einen Kampf zn 


veranlaſſen. Dann aber ſoll das Land entſcheiden. Die öffentliche Meinung des 
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ganzen Volkes ſoll ſich ausſpfechen, ſie muß die Haltung der Verfanmnling und 
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der Hauptſtadt anerkennen, und dieſer Macht, de lege 
wird das Miniſterlum Brandenburg ſich nicht halten, oder wir leben wieder. in 
den Zuſtänden vor dem März, wo Eichhorn ſich ſieben Jahre hindurch der öffent: 


lichen Meinung gegenüber halten konnte. Dann aber rede man nicht mehr von 


Eonftitution. 

Breslau, den 11. Nov, (Schleſ. Zig.) Durch die polisiichen, Ereigniſſe 
veranlaßt, waren die Stadibehörden zu einer außerordentlichen Sitzung zuſammen⸗ 
getreten, um über die Maßnahmen zu berathen, welche Seitens der Commune 
Breslau zu ergreiſen fein möchten. Nachdem die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
im Einderſtan nie mit dem Magiſtrat beſchloſſen hatte, die Sitzung öffentlich zu 


Halten , ſtellte der Vorſihende Prof. Dr. Regenhrecht den Autrag: 1) Ange 


ſichts det drohenden Gefahr, eine Adreſſe an die Krone zu richten, worin Zeugniß 
von der Stimmung der hieſigen Bevölkerung gegen die neueſten Beſtimmungen 
der Krone abgelegt, und offen erklart werde, daß das Miniſtetium Braudeuburg 
das Vertrauen des Volkes nicht beſitze, daß die Krone ſich mit einem andern volks⸗ 
thümlichen Miniſterium umgeben und die Votſchaft, wodurch der Sitz der National 
verſammlung nach Brandenburg verlegt wird, zurücknehmen möge. 2) Ju einer 
zweiten Adreſſe au die Nationalvetſammlung zu eiklären, daß die Hauptſtadt Schle⸗ 
ſiens mit den bisherigen Beſchlüſſen der Preußiſchen Natioualvertreter vollkommen 
einverſtanden ſei, und daß fie die im ſchwierigſten Moment bewieſene würdevolle 
Haltung auerkenne. 3) Durch Plakate die Einwohuerſchaft der Stadt zu einem 
ruhigen Verhalten zu ermahnen, dieſelbe gleichzeitig aber auch aufzufordern, ſich 
wie ein Mann zu erheben zum Schutze der politiſchen Freiheit, ſofern man dieſelbe 
dem Volke wieder entziehen wollte. Das Reſultat der Debatte war, daß ſich die 
Verſammlung a) mit Stimmenmehrheit für eine Adreſſe an die Krone in dem oben 
angedeuteten Sinne, b) mit Einſtimmigkeit für eine Adreſſe au die Natſonalver⸗ 
ſammlung und c) für die Veröffentlichung der Letzteren durch Plakate entſchied. 
Ueber den Inhalt der Adreſſe au die Nationalverſammlung erhob ſich eine neue 
Diskuſſion, nach deren Durchführung eine Majoritaͤt ſich für folgende Faſſung 
entſchied: Die Stadt Breslau erklärt ſich mit dem bisherigen Verhalten der Nas 
tlonalverſammlung vollſtändig einverſtanden und anerkennt die Nationalverſamm⸗ 
lung während der Dauer des Konflikts mit der Krone, als die einzig beſchließende 
und geſetzgebende Gewalt. — Die Stadt iſt vollkommen ruhig. 
Flensburg, den 2. November. Wenn auch mit Alſen noch keine Poſt⸗ 
verbindung hergeſtellt iſt, fo kommen uns doch von da täglich Nachrichten her⸗ 
über. Um die Verbindung zwiſchen Alſen und dem Feſtlande zu erſchweren 
ri unwillkommene gar nicht hinüberzulaſſen, haben die Dänen die Cholera 
als Vorwand genommen und einen Geſundheitskordon zwiſchen Alſen und dem 
eſtlande und fünftägige Quarantäne für mißliebige Perſonen angeordnet. 
ieſſtits des Sundes, ganz gegen Recht und Waffenſtiliſtand, haben fie cin 
Truppenpiket von circa 30 Mann aufgeſtellt und ihnen einen ‚Kommitlar, Miete 
Ochſe, zur Seite geſtellt, der alle Ankommenden zu erproben, namentlich ihre 
Legitimationspapiere abzunehmen und nach Belieben zurückzugeben oder zu be⸗ 
halten hat. Nach den Briefen iſt die Däniſche Einquartierung auf Alſen in 
den letzten Tagen vermehrt worden und zwar durch 2 bis 300 Mann Jager, 
welche von Kopenhagen gekommen find. Doch ſoll die gegenwärtige Truppen⸗ 
ſtärke auf Alſen nicht 1000 Mann überſteigenn. ac Un gun 
Aus Anhalt den J. November. Die Frage wegen der Mediatiſtrung der 


kleinen deutſchen Staaten wird, wie anderswo, fo nun auch bei uns, in den 


Herzogthümern Deſſau und Cöthen zu einer Aufregung des Volks benutzt. Dem 
e wird davor Angſt gemacht, indem es ſich eine beſtimmte Vorſtellung von 
der Sache nicht zu bilden weiß und nun mißltrauiſch am liebſten das Schlimmſte 
glaubt. Man legt überall Proteſte zur Unterſchrift aus und ſchickt auf dem 
Lande umher, um nur recht viele Leute zur Unterſchrift zu bewegen. So viel 
an es bis jetzt durchſchauen kann, ſteckt hauptſächlich die Linke dahinter; denn 
diese muß der Mediatiſtrung entgegen ſein, weil ſie in der Verſammlung unſe⸗ 
rer Vertreter in Frankfurt nicht die Mehrheit hat, wohl aber z. B. auf unſe⸗ 
rem Landtage. Sie wird ſich alſo die Macht nicht aus den Händen nehmen 
laſſen wollen, welche ſie in den Stände⸗Verſammlungen der einzelnen Staa⸗ 
ten befigt. Ob das Wohl des ganzen Deutſchlands es fordert, daß es aus jo 
vielen kleinen Staaten beſtehe, wird nicht in Erwägung gezogen. Auch das 
läßt man außer Acht, daß durch die Mediatiſtrung die Verwaltung des Landes 
einfacher und wegen der geringen Beamtenzahl viel weniger koſtſpielig werden 
würde. Hoffentlich wird der geſunde Sinn der Bevölkerung ſich den Frankfur⸗ 
ter Beſchlüſſen fügen, wie fie auch ausfallen mogen, und die augenblickliche 
Aufregung auch diesmal wieder wie die wegen des angeblichen Anſchluſſes an 
Preußen vorübergehen. b f 
Leipzig, den 10. Nov. Die in letzter Sitzung des Deutſchen Vereins 
beſchloſſene Adreſſe, die Poſener Angelegenheit betreffend, ward in der heutigen 
Sibung vom Prof. Haupt verlefen und lautet: „An die hohe Reichsverſamm⸗ 
lung zu Frankfurt a. M. Der Beſchluß der Deutſchen Reichsverſammlung vom 
27. Juli, unſete Deutſchen Brüder in Poſen, die für ihre Nationalität Gut und 
Blut eingeſetzt hatten, in den Deutſchen Reichsverband aufzunehmen, hatte uns 
mit lebendiger Freude erfüllt, als ein Sieg Deutſcher Geſtunung über Trugliſt und 
über traͤumeriſchen Kosmopolitismus; mit Unwillen und Beſorgniß erfüllen uns 
die Verhandlungen und Beſchlüſſe der Preußiſchen Nationalverſammlung vom 23. 
und 26. Okt. Dieſe Beſchlüſſe, in offener Auflehnung gegen die Machtvollkom⸗ 
menheit der Deutſchen Reichsverſammlung gefaßt, bedrohen dit Deutſchen in Poſen 
aufs neue mit der Gefahr, von dem wüͤſten Polniſchen Unweſen verſchlungen zu 
werden. Der Deutſchen Reichsverſammlung und der vollziehenden Meichsgewalt 
le en ob, die Poſener Deutſchen gegen die Slawiſchen Dränger, ſich ſelbſt gegen 
1 emüthige Nichtachtung, das geſammte Deutſchland gegen zerſplitternde Sons 
derbeftsehungen % ſchützen. Ans voller Ueberzeugung ſchließen wir uns daher dem 


Verlangen des Deutſchen Central⸗Comite in Poſen an: Die hohe Versammlung 
wolle die ſchleun oe Durchfuhrung des Beſchluſſes vom 27. Juli, alſo die ſofor⸗ 
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lige Sietung der Demärkatlonsliuie und damit die durchgreifende Treunung des 


Deutſchen vom Polniſchen Theile der Provinz Poſen mit möglichſter 
heit herbeiführen. Leipzig, am 6. Nov. 1848.“ chſrer Eneſchieden 
Kaſſel, den 9. Nov. Geſtern wurde hier Alarm geichlagen;) Milltdir und 


Bürgerwehr traten unter Waffen. Bei der Aushebung der Maunſchaft zu der 


reichsbeſchlußmäßigen Ergänzung des Counting ents hatten fi arge Scenen der 
Unordnung vor der zu dem Ende im Stadtbauſaal figenden Commiſſion ereig⸗ 
net, in deren Folge es zu Thaͤtlichkeiten gegen einen öffentlichen Beamten gekom⸗ 
men iſt. Starke Derachements der Bütgerwehr haben die Gegend des Stabtbaues 
und deſſen Räume beſetzt, die Menge entfernt und einige Rerfolien zu Haft ge⸗ 
bracht. Weitere Müheſiörungen haben nicht Haltgefunden, W bel 
Koburg, den 5. Nov. Der Herzog erklärt in einem Erlaß au die Abge⸗ 
orduetenverſammlung des Herzogthums Gotha, er weiſe die Zumuthung, welche 
den Fuͤrſten der kleinern Deutſchen Staaten gemacht wetde, aus Rückſichten auf 
ihten Privatvortheil ihre Medlatiſirung zu f ; 
af d he Ki d gd A e 
der Einheit Deulſchlands zur Aufgabe geſtellt habe, aber er tune bei der Jigſan⸗ 
keit der kleinern Deutſchen Staaten au der Moͤglichkeit und Nüpfichkeie ihres Forts 
beſtehens als ſelbſtſtändiger Theil Deutſchlands nicht zweifeln; gewohnt, jede per⸗ 
ſouliche Rücksicht dem öffentlichen Wohle untetzuordnen, werde er von feinem 
Rechte, auf ſeine Stellung als Regent nach freier Wahl zu verzichlen,. lun dann 
Gebrauch machen, wenn die fernere Behauptung dieſer Stellung wil Ehre oder 
Pflicht nicht vereinbar fein ſollte: er ſpreche hiermit zugleich die Anſichten ſeiner in 
ähnlichen Verhältniſſen befindlichen Standesgenoſſen aus-. „ 
Mannheim, den 6. Nov. Ueber Struve ſchreibt man uus don Karlsruhe 
aus, daß detſelbe sing „Weltgeſchichte“ ſchretbe und ihm deshalb Bücher jeder Art 
natürlich nach vorheriger Unterſuchung, bewilligt würden. Auch erhält. er Briefe 
von ſeiner Frau, welche nicht fo viele Zugeſtaͤudniſſe hat. So ſehr mau das ruhige 
Verhalten Strubes lobt, fo ſehr wird Blind wegen feiner Rohheit getadelt, Auch 
ihm ſiuld dieſelden Vergünstigungen, wie Struve, zugeſtanden worden; doch ſucht 
er ſeinen Wärteru ihr Geſchaͤft auf alle mögliche Art zu erſchweren. Selbſt Anhäne 
ger der Struveſchen Partei bekennen offen, „daß Struve fein Unglück mit Anſtand 
trage, daß man aber für Blind kein Mitleid haben könne.“ — In Vaden⸗Baden 
wurde der Votſchlag gemacht, das Spielhaus auch den Winter über offen zu, hal⸗ 


te; allein dieſer Vorſchlag ging mit Recht nicht durch. In den jetzigen Zeiten der 
Verarmung noch dieſe „Höhle des Laſters“, das wäre wirklich viel! a 
Mannheim, den 7. Nov. Sicherlich iſt Ihnen ſchon etwas über eine Ver⸗ 
ſchwoͤrung unter den Naſſauer Soldaten zugekommen. Mir wurde von verſchie⸗ 
eiten und fogar aus gut unt a 5 FR 
Nane Nabe e e tel Ee bung des Oberhen Fa l a 
geweſen ſein ſoll. Die Unterſuchung iſt, dieſen Nachrichten zufolge, in vollem Gangez 
faſt taͤglich wird ein Transport Gefangener geſchloſſen hierhergeſührt und in dem 
ehemaligen Zuchthauſe in Verwahr gebracht. Ich hoffe, Ihnen fpäter vielleicht Ver⸗ 
bürgteres mitteilen zu können, wenn von dem Verlaufe der Unterſuchung, welche 
in Heidelberg geführt wird, mir etwas zukommt. (409, 3.) 
„ Frankfurt den 7. November. So ſollen, wie es ſcheint, die Klagen 
über das würdeloſe Benehmen der Linken nichts nützen! Der Anſtand und die 
gewöhnlichſte Sitte wird von dieſen „Volksmännern“ in einer Weit verletzt, die 
einen Glauben an Bildung gar nicht mehr übrig läßt. Weil gestern die Natio⸗ 


nalvetſamumung nicht zum hundertſten Male über die Wiener Vorgänge be 


rathen wollte, rief Schaffrath: „Pfui.“ Der Präſident ruft ihn wegen des 
unſchicklichen Ausdrucks zur Ordnung. Aber Schaffrath, ſtatt die in der Per⸗ 
ſon des Präſidenten verkörperte Würde des Haufes zu achten, brüſſet ſich mit 
feiner unſchicklichen Aufführung und ein Dutzend feiner Collegen ſchließt ſich 
ihm an! Eine ganze Partei verhöhnt den Präſidenten, verhöhnt die National⸗ 
verſammlung — alſo die Nation! Und dies find Demokraten? Keine Achtung 
vor dem Geſetz, keine Achtung vor dem Urtheil aller Gebildeten, keine Achtun 
vor der Nation! — Nicht minder bezeichnend als dieſes Benehmen iſt ein — 
ruf, der ſich in derſelben Sitzung aus der Mitte der Linken hören ließ, als Herr 
von Schmerling berichtet, wie die Wiener, beim Herannahen der ungariſchen 
Armee, die geſchloſſene Uebereinkuuft gebrochen: „Sie hatten Recht“, hörte ich 
da rufen. Halten Sie Wortbruch und Freiheit für vereinbar? Trotz Allem, 
was man von Reaction und Camarilla ſchwätzt, find unſere deutſchen Fürſten 
ehrlicher als dieſe „Volksmänner.“ (O. P. A. 3.) 
Frankfurt, den 8. Nov. Der heutigen Sitzung des landwirthſchaft⸗ 
lichen Congreſſes, zu dem Abgeordnete aus den verſchiedenſten deutſchen Ländern 
anweſend find, wohnte der Reichsverweſer bei. Er wurde vom Präſidenten des 
Congreſſes Hrn. Grafen Solms⸗Laubach mit einer Anrede empfangen, in wet⸗ 
cher derſelbe ihn nicht bloß wegen ſeiner hohen Stellung, ſendges Lan großen 
Verdienſte halber, welche der hohe Gaſt ſich um die Intereſſen der Landwirth⸗ 
ſchaft erworben, willkommen hieß. Der Reichsverweſet antwortete darauf kurz 
und herzlich, daß er ſich freue, wieder in die Vetſammlung treten zu können, 
welche er vor zwei Jahren in Grätz begrüßt habe, und daß er ſich nicht als einen 
Fremdrn, ſondern als ein Mitglied derſelben betrachte. Die Verſammelten 
begrüßten den Redner mit einem dreifachen Hoch. Die bis jetzt geſtellten und 
vom Congreß angenommenen bauptſöchlichſſen Anträge betreffen: Die Errich⸗ 
tung eines ſtaliſtiſchen Reichsburkau s, Einführung von Einheit in Münze, 
Maß und Gewicht, ſo wie von Erſindungs⸗Patent⸗Geſetzen nach dem engliſchen 
Tax⸗Syſtem, jedoch nach einem billigeren Maaßſtabe. Heute beantragte die 
Commiſſion, der Congreß folle dahin wirken, daß die Nalional⸗Verſammlung 
den, die Theilbarkeit des Bodens betreffenden §. 31. (30) der Grundrechte ſtrei⸗ 
chen und dieſen Gegenſtand den Agrar⸗Geſtgen der einzelnen Regierungen übers 
laſſen möge. Ueber dieſen Gegenſtand entſpann ſich eine lange und lebhafte 
Debatte, in welcher ſowohl für als gegen das Princip der Parcellirung dir be⸗ 
kannten Gründe vorgebracht wurden. Der Abgeordnete Lette, Mitglied des 
volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes, ſuchte in einem ſehr gediegenen Vortrage die 
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auszuſprechen: mit der alten in etzg ung habe man gebr en eren . 
ale Einheit; Deulſgtende e eeds nee Deu, gringinen, anne überall 
dae Mittel, geboten, weten und dee da den dee Deuſch müßte überall ; 
Liegenſchaften eee und dies ſei nur mö lich, wenn der Teilbarkeit 
des i keine geſetzli en Hinderniſſe im Wege ſtaͤnden. Von We e 
ward geltend gema 25 aß die Billigkeit ein allgemeines Geſetz über eke 
verlange, weih Im Lander, wie Preußen, in denen das Prinzip der Theilba 4 
keit gelte zu ſehr darunter leiden müßten, daß in Nachbarländern noch das 
Großgüter⸗Syſtem bevorzugt werde. Unter den Gegnern der Parcellirung 
führte z. B. Zeller aus Darmſtadt an, daß ihm ein Fall bekannt, in welchem 
die ration dahin geführt habe, daß ein armer Landmann fein Weib 
neben der inzigen magern Kuh vor den Pflug geſpannt habe. Vicepräſtdent 
Direktor Papſt gab zu, daß es nicht Sache der Geſetzgebung Jet, die Bodenpar⸗ 
cellirung zu hindern, daß es ſich vielmehr darum handle, den Bauernſtand über 
die wahren Boden⸗Intereſſen aufzuklären. Der Antrag der Commiſſion wurde 
endlich angenommen. Ein zweiter Commiſſionsantrag, der dem Staate, als 
Eigen hümer der öffentlichen Waſſerſtraßen, auch die Erhaltung derſelben zur 
Pflicht macht, wurde nach einer auch ziemlich umfangreichen Diskuſſton abgelehnt. 
Frauffurt a. M., den 10. Nov. (O. P. A. Z.) 112 e Sitzung der 
verfaſſunggebenden Reichsverſammlung. (Schluß). Vice Präſident 
Simfon verkündigt die Tagesordnung. Das Reſultat der Abſtimmung über 8. 
12. des Verfaſſungs Entwurfs ift die Annahme des Ausſchuß⸗ Antrags, wonach 
9.12. alſo lautet! „Der Reichsgewalt ſteht die geſammte bewaffnete Macht Deutſch⸗ 
lands zur Verfügung.“ Ueber §. 13. ſprechen die Abgeordneten Wedekind, v. 
Soiron und Freeſe. Ein Autrag Röslet's von Oels, die Nationalverſamm⸗ 
lung wolle durch ihre heutigen Beſchluͤſſe der Entſcheidung über die Mediatiſtrungs⸗ 
frage nicht vorgteifen, wird angenommen und ſodann $. 13. des Entwurfs zum 
Beſchluſſe erhoben. Dieſer F. lautet in der von dem Ausſchuſſe augenommenen 
Faſſung: „Das Reichsheer beſteht aus der geſammten, zum Zweck des Kriegs be⸗ 
ſtimmten Laudmacht der einzelnen Deutſchen Staaten; der Reichsgewalt ſteht es 
zu, die Große und Beſchaffenhelt derſelben zu beſtimmen. Diejenigen Staaten, 
welche als Kontingent weniger als 6000 Maun ſtellen, geben in Bezug auf das 
Heerweſen ihre Selbſtſtändigkeit anf und werden in dieſer Beziehung entweder unter 
ſich in größere Ganze verſchmolzen, welche daun unter der unmittelbaren Leitung 
der Reichs gewalt ſtehen oder, inſofern dieſe Verſchmelzung für nicht augemeſſen 
gefunden wird, einem angränzenden größeren Staate augeſchloſfen. In beiden Fäl⸗ 
len haben die Landesregierungen diefer kleineren Staaten keine weitere Einwirkung 
auf das Heerweſen, als ihnen von der Reichsgewalt oder dem größeren Staate aue⸗ 
drücklich übertragen wird.“ Die Verſammlung verzichtet auf die Diskuſſton über 
die sg. 14., 15., 16. und 17. Es wird unmittelbar zur Abſtimmung geſchritten, 
welche zu folgendem Ergebniſſe führt: „§. 14. Die Reichsgewalt hat in Betreff 
des Heerweſens die Geſetzgebung und die Orgauiſation; ſie überwacht deren Durch⸗ 
ührung in den Inen Staaten durch fortdauernde Kontrolle. Den einzelnen 
eig die e eee f der PR ai 12 
ordnungen des Reiches zu. Sie haben die Verfügung über ihre bewaffuete Macht, 
fo weit dieſelbe nicht für den Dienſt des Reiches in Anſpruch genommen wird.“ 
8. 15. „Ju den Fahneneid iſt die Verpflichtung zur Treue gegen das Reichs 
Oberhaupt und die Reichs⸗Verfaſſung an erſter Stelle aufzunehmen.“ (Verfaſſungs⸗ 
Ausſchuß.) §. 16. „Alle durch Verwendung von Truppen zu Reichszwecken eutſle⸗ 
henden Koſten, welche die Ausgabe für den durch das Reich feſtgeſetzten Friedens⸗ 
ſtand überſteigen, fallen dem geſammten Reiche zur Laſt.“ (Antrag des Wehraus: 
ſchuſſes.) $. 17. „Ueber eine allgemeine für ganz Deutſchland gleiche Wehrver⸗ 
faſſung ergeht ein beſonderes Relchsgeſetz.“ (Wehrausſchuß.) Ueber 8. 18. wird 
die Disfuffion zugelaſſen. von Radowitz ſpricht gegen den Antrag des Aus⸗ 
ſchnſſes („die Ernennung der Generale geſchieht auf Vorſchlag der Einzelregierun⸗ 
gen durch die Reichsgewalt“), welcher eine Anomalie in dem ganzen Spitem dir 
Beförderung hervorrufe und mit dem bereits angenommenen Syſteme in keinem 
Einklange ſtehe. Der vorliegende Paragraph wird in folgender Jaſſung angeuom⸗ 
var Fact Ernennung der Generale geſchieht auf Vorſchlag der Cinzelregierungen 
e Reichsgewalt. (Verfaſſungs-Ausſchuß.) Für den Krieg ernennt bie Reichs— 
gewalt die kommandireuden Geuerale der auf den verfihiedenen Kriegs⸗Theatern 
operirenden ſelbſüſtändigen Corps, fo wie das Perſongle der Hauptquartiere dleſer 
Armee Ned Korps. (Scheller, Detmold und Genoſſeu.) Auf die Diskuſſion über 
ss. 19. I 20. leiſtet die Verſammlung Verzicht. Das Nefultat der Abſtimmung 
or „8 > 25 Reichsgewalt ſteht die Befuguiß zu, Reichs-Feſtungen anzulegen 
und, e die Sicherheit des Reiches es erfordert, vorhandene Feſtungen gegen 
billige Ausgleichung, en für das überlieferte Kriegsmaterial, zu Reichs⸗ 
Feſtungen zu grfläten, Die Meiche Jenungen werden auf Reichskoſten unterhalten.“ 
Wag det ah, e dae, nach, it ousſchlehuh Sach des 
Karen iſt keinem n, geſtattet, Krlegoſchiffe für ſich zu halten, noch 
de le auszugeben. Die Bemannung der Florte bildet einen Theil der geſetz⸗ 
lich feſtgeſtellten Wehrmacht, ſie iſt jedoch unabhängig von der Landmacht. Dicſe⸗ 
nigen Staaten, weich p 1 9 . Dieſe 
; iche Mannſchaft für die Flotte ſtellen, erfüllen dadurch einen 
Theil der ihnen obliegenden Bundeswehrpflicht. Die Ernenunng der Offiziere und 
8 — 3 — allein vom Reiche ans. Der Reichsgewalt liegt die 
orge ob, für die Au rung, Ausbildung und Unterhaltung der Kriegsflotte und 
für die Anlegung, Ausruſtung uud unterhalt 19 von Kriegshafen und S | 
nalen. Ueber die zur Errichtung yon Ki N 5 705 1 
2 a ziegshäfen und Maxrine⸗Etabliſſements nö⸗ 
thigen Enteignungen, ſowie über e Befuguiſſe der babe LI 
1 er ei anzuſtellenden Reichsbe⸗ 
hörden, beſtimmen die zu erlaſſenden Relchsgeſege. Vier⸗Präſtdent S im fon ſchließt 
D Mipfte Cayman a BU FAR 
8 Freitag den 10. November. 
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In der heutigen 113 hen Sitzung der verfaſſunggebenden Reich s. 
Verſammlung werden die Anträge des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes über die Schiff⸗ 
fahrts⸗Anſtalten am Meere ne. zum Beſchluſſe erhoben. Art. IV. Tantet Hier 7 
in ſeinen einzelnen Paragraphen: 6. 21, Die e 
und an den Mündungen der Deutſchen Fluͤſſe (Häfen, Seetonnen, [Leuchtſchiffe, 


das vootſenweſen, das Fahrwaſſer u. ſ. w.) ſind der Fürſorge der einzelnen Ufer⸗ 
ſtaaten überlaſſen; fie unterhalten dieſelben aus eigenen Mitteln. 8. 22. Die 
Reichsgewalt hat die Ober Aufſicht uber dieſe Auſtalten und Elurichtungen. Es 


ſteht ihr zu, die betreffenden Staaten zu gehörlger Unterhaltung derſelben au 
halten, auch dieſelben aus den Mitteln des Reiches zu vermehren und zu exwei⸗ 
teru. $ 23. Die Abgaben, welche in den See⸗Uferſtaaten von den die Schiff⸗ 
fahrts⸗Anſtalten beuntzenden Schiffen und deren Ladungen erhoben werden, bins‘ 
fen die zur Unterhaltung dieſer Auſtalten nöthlgen Koſten nicht überſteigen. Ste 
unterliegen der Genehmigung der Reichsgewalt, F. 24. In Betreff dieſer Aga 
ben ſind alle Deutſchen Schiffe und deren Ladungen gleichzuſtellen. Eine ‚Höhere, 
Belegung fremder Schifffahrt kann nur von der Reichsgewalt ausgehen. Die 

Mehrabgabe von fremder Schifffahrt fließt in die Reichskaſſe.“ . 
Homburg v. d. Höhe, den d. Rov. Ein an die Reichsverſammlung 
vertheiltes Schriftchen, welches die Spielhölle in Homburg wenigſtens noch auf 
einige Zeit erhalten ſoll, enthält merkwürdige Angaben über die Gewinne, welche 
die Spielpächter beziehen, zufolge des Aufwandes nämlich, welchen fie für Er⸗ 
langung der Pacht beſtreiten. Der Landgraf von Homburg hat im Jahr 1841 
die Bank in Homburg bis zum I. April 1871 verpachtet, und von dieſer ge⸗ 
räumigen Zeit wünſchen die Spielpächter doch wenigſtens einige Jahre zu ret⸗ 
ten, verſteht ſich, nicht wegen ihres Vortheils, ſondern wegen des Nutzens, wel⸗ 
chen die Stadt daraus zieht. Und dieſer iſt allerdings nicht ganz gering. Manche 
Familien ſind nur der Bank wegen nach dem ganz unbedeutenden Bade gezogen, 
und für etwa eine Million neue Gebäude ſind aufgeführt. An die Landgraf⸗ 
ſchaft zahlt der Pächter jährlich 26,000 Fl., an die Stadt Homburg für Gemein⸗ 
deſteuern 1000 Fl,, an die beim Spiel Angeſtellten 76,000 Fl., an das 1 
ſter 18,000 Fl., für Unterhaltung der Anlagen, Heizung und zur Erbaun 1 
eines Badehauſes, Theaters ꝛc. die erſten vier Jahre jährlich 40,000 Fl. f ate . 
jährlich 10,000 Fl., insgeſammt 164,900 Fl. Eine ungeheure Summe! Nun 
wollen die Spielpächter doch auch verdienen, und bei der großen Gefahr, welche 
ſie immer tragen, tüchtig verdienen; wie viel muß alfo an der Bank umgeſetzt, 
zum Bankhalter 


und wie ungemein nachtheilig muß das Verhältnitz der Spieler 
geſtellt ſein. Uebrigens bringen die Vertheidiger das Bekannte vor: nach Auf⸗ 
hebung der öffentlichen Banken werde immer geheim geſpielt werden, der tagt 
dulde andere unſtttliche Anstalten ꝛc. Zu beachten iſt nur noch die Anführung, 
daß unter den Spielern etwa; Deutſche feten, und deren Verluſte, weil ſie we⸗ 
niger reich und weniger leidenſchaftlich als die Fremden, nut , aller Vet ht 


betragen. Auch noch ein anderer Grund wird eltend gema .: Werträi e müß⸗ 
ten eingehalten werden. N vu * 1 m 


Fir reo 
Paris, 12. Nov. Der Abgeordnetenvexein des Juſtituts hat ſich gefteru für di 
Candidatur des Generals Cavaignac ausgeſprochen; ein einziges Mitglied gab Hrn. 
Lamartine feine Stimme, 21 Mitglieder enthielten ſich der Abſtiminung. Die 
hauptſaͤchlichſten Gegner Cavaignac's waren die HH: Oarnier- Pages, Duclere uud 
Wolowskl. Der Verein erklärte ſchlleßlich, daß er trotz feiner Sympathien fuͤr den 
oder jenen Candidaten, jeden von dem Volk erwaͤhlten Präſidenten aufrichtig un⸗ 
terſtützen würde. 2 


— Geſtern fand hier das Banket „der Föderation aller Europäiſchen Völ⸗ 
ker“ ſtatt. Europa war indeß nur von 800 Perſonen vertreten, welche 
Mandat bei einem Gaſtwirthe an der Barriere Mont Parnaſſe für 1, F. 50 
Cent. erhielten. Hr. Ledru⸗Rollin, der erwartet wurde, aber nicht zugefa; 
halte, kam nicht. Bürger St Juſt, der Enkel des Bruders des bekannt 
Kollegen Robespierre's, trank auf die Geſundheit aller großen Voltsmän r 
die er auf folgende Weiſe zuſammenzuſtellen ſich erſrechte; Jeſus Chriſtus, * 
tilina, Brutus, Attila (21), Julianus Apoſtata, Rouffeau, Robespierre, Louis 

lane, Raspail u. ſ. w. Er ſchloß mit den Worten: Allen Brutus des Kö⸗ 
nigthums, allen Gracchus des Eigenthums (die Grachen wollten aber 3 
ſtimmtes Staatseigenthum verthellt wiſſen dachten nicht an Kommuni 1435 
der allgemeinen Föderation der Völker! Inwiefern Catilina und Attila fi 
dieſe letztere wirkten, das werden die Gäſte, beſonders wenn fie der Flaſche ge⸗ 
hörig zuſprachen, beſſer wiſſen als wir. Die Aufregung blieb indeß im Saale, 
auf der Straße war Alles fill. — In Nismes lief ein ſockaliſtiſches, nur von 
300 Perſonen beſuchtes Banket nicht fo ruhig ab. Die Gäſte begaben ſich mit 
rothen Mützen und großen Fahnen auf die Straße, wo ſie Barbe, Raspail 
und Ledru⸗Rollin hoch leben ließen und widerſtanden der Gendarmerie, ie f 
aufforderte, ruhig nach Hauſe zu gehen. Es kam zum Handgemenge, ddt 
ein Bürger gefährlich verwundet wurde. Be 
9 
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ondon, den 9. Nov. ie „Times“ beſchäftigt ſich heute weitläu 
der Miniſter⸗Kriſis in Berlin. — Hr. Gutzot und der ce Van 
der Weyer waren mehrere Tage auf Veſuch in Cambridge bei dem Direktor des 
b Dreieinigkeits⸗Kollegiums, Prof, Whewel. Hr, Gutzot ſoll an einem 
größeren politiſch⸗hiſtoriſchen Werke arbeiten. — Geſtern fuhr die „Britannia“ 
mit vielen engliſchen, iriſchen, und deutſchen Auswanderern uach Auſtralten ab. 
Eine ganze Flotille liege zur Abfahrt nach jener Colonie bereitt — Der Be⸗ 
ſeblshaber des Geſchwaders von Buenos Apres, Admiral Brown, der jener 
Republik feit 46 Jahren dient und jetzt 76 Jahre zählt, beſuchte kürzlich ſeine 
zeimat, die iriſche Graſſchaft Weſtineath. Tief betrübt über die traurige Lage 
eines Geburtslandes iſt er wieder abgereiſt. — Eine unter Lord Ashley's Pas 
tronat gebildete Gefellſchaft zur Beförderung der Auswanderung nach Port 
Natal hat beſchloſſen, zur Förderung ihrer Zwecke ein Aetitn⸗Capital von 6000 
dterlung zufammen zu bringen. Es ſind bereits 640 Auswanderer ange⸗ 
t, die in Zwiſchenräumen dahin abgeſe ckt werden ſollen. D lima 
beſonders zum Anbau von Baumwolle. Aus Jamaicg rt man 
daß der Anbau ve er, ſelbſt 
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bei dem vom Parlament feftgefegten Unterſcheidungszolle nur unter den günſtig⸗ 

ſten Umſtänden die Concurrenz des von Sclaven gebauten Zuckers aushalten 

kann, ſich großentheils anf Erzeugung anderer in Europa verkäuflichen Artikel, 

und zwar insbeſondere des Cacao, verlegen wollen. Auch haben fie ſchon mit 

fal mehrere Verſuche gemacht, den Zucker direct aus dem Rohrſaft zu raf⸗ 
ren. 

— Die Blätter, wie gewöhnlich, find faft ausſchließlich mit auswärtiger 
Politik erfüllt; die meiſten eifern gegen den Berliner Landtag, weil er Adel, 
Orden und Titel abgeſchafft und dadurch die Krone ihrer Eigenſchaft als „Quelle 
aller Ehre“ beraubt hat. In England kennt man das Unweſen nicht, welches 
in Deutſchland mit Orden und Titeln getrieben wurde; dieſe Auszeichnungen 
find dort auf fo wenige Perſonen beſchränkt, daß fle einen wirklichen Werth ha⸗ 
ben, während der Adel in der britiſchen Geſellſchaft bekanntlich von jeher fo tiefe 
und ſtarke Wurzeln geſchlagen hat, daß er dort nur durch den völligen Umſturz 
aller Verhältniſſe vernichtet werden könnte. Man ſtellt ſich daher in England 
den Berliner Beſchluß als eine Art von Sakrilegium vor, während er doch nichts 
if, als die öffentliche Anerkennung einer bürgerlichen Gleichheit, welche durch 
die Sitte und Bildung längſt vorbereitet war. 

Portugal. 

Liſſabon, den 28. Okt. Die öffentliche Ruhe blieb fortwährend im ganzen 
Lande ungeftört, auch that und thut die Regierung ihr Beſtes, um die wühleriſchen 
Umtriebe zu entdecken und zu verhindern. Nach vielen vergeblichen Nachforſchun⸗ 
gen gelang es endlich, im Hauſe eines auf Wartegeld ſtehenden portugieſiſchen Se— 
condelieutenants, eirca 100 Gewehre und Munition zu conflsciren. Die hier an 
ſaͤſſigen Franzoſen, freilich nicht durch die Würdigſten ihrer Nation repräfentirt, ders 
langten von der Regierung die Erlaubniß zu Verſammlungen, um ſich wegen Gr- 
richtung eines Hoſpitals zu berathen, welche abgeſchlagen ward, da man die eigent— 
liche Abſicht, d. h. politiſche Zwecke, roch. Sie verſammelten ſich dennoch, wurden 
aber ohne Umſtände durch die Municipalwache auseinandergejagt. Auch Portugie⸗ 
fen unter dem Vorſitze des Bruders des Minifters Sa da Bandeita haben eine 
Ligue zur Beförderung der materiellen Jutereſſen des Landes errichtet, aber die Re⸗ 
gierung traut dieſem Aushängeſchilde nicht und halt fie unter beſonderer Obacht. 
Die Leute ſollten übrigens nicht vergeſſen, daß Ruhe vor Allem dem Lande noth 
thut, denn der Portugiefe iſt noch nicht zum Republikaner reif. 

Be l i 0 . 

Brüffel, den 7. Nov. Die Regierung hat einen Preis von 1500 Fr. 
auf das beſte Werk geſetzt, welches unter dem Titel: „belgiſche hiſtoriſche Lek⸗ 
türen“ als ein Schulbuch für untere und mittlere Schulanſtalten dienen kann. 


22 geſtrigen Sitzung der zweiten Kammer legte der Finanzminiſter das 


ubget für 1849 vor. Die Einnahmen find auf 147,612,000 Franken, alfo 
auf 21,230 Franken weniger als in dieſem Jahre angeſchlagen, hingegen ſoll 
in den Ausgaben eine Verminderung von 6,853,000 Franken flatıfinden. Er 
kündigte zugleich mehrere Geſetzesvorſchläge an, worunter einer, welcher eine 
neue Auflage auf Erbſchaften beantragt, deren Ertrag auf 1,800,000 Franken 
jährlich angeſchlagen wird. 

S ch wei z. 

Zürich, den 5. Nov. Der Regierungsrath trifft Anordnung zur allfäl⸗ 
ligen Aufnahme der Bundesbehörden. Herr Architekt Stadler hat den Plan 
für den Bau eines Bundespalais entworfen, das eine halbe Million Gulden 


Nothwendiger Verkauf. 


Ober Landesgericht zu Bromberg. 


Das im Mogilnoer Kreiſe belegene, landſchaft⸗ 
lich auf 107,042 Rthlr. 28 Sgr. 5 Pf. abgeſchätzte, 
und laut Adjudikations⸗Beſcheides vom 7ten Decem⸗ 
ber 1847 für das Meiſtgebot von 100,000 Rthir. 


zu haben. 


— — 


zu jeder Zeit Aufnahmen über Verſicherungen 
von 50 bis 300 Thaler. — Statuten, das Exemplar 
zu 1 Sgr., find in der Scherkſchen Buchhandlung 


Direktorium des Sterbekaſſen⸗Renten⸗ 


kosten würde, abgeſehen vom Erwerbe des Bodens. Zürich ſcheint alſo auf ei⸗ 
nige Dauer des neuen Zuſtandes bauen zu wollen. ee 
Aarau, den 6. November. Das Badiſche Miniſterlum verlangt die Aus⸗ 
lieferung von Akten, welche Struve in einer gr ünen Mappe zu Nheinfel⸗ 
den zurückgelaſſen haben ſoll. Der kleine Rath erwidert, da politiſche Verbre⸗ 
cher nicht ausgeliefert werden, ſo ſei man auch nicht zur Auslieferung von 
Schriften derſelben verbunden. Nur wenn Struve eines gemeinen Verbrechens 
beſchuldigt und der Beweis deſſen vorhanden fei, müſſe eine Auslieferung von 
Schriften erfolgen, in welchem Falle man nicht anſtehen werde, dem konkordats⸗ 
gemäßen Anſuchen zu entſprechen. g 5 

rene n 

Die „Mailänder Ztg.“ vom 31. Okt. zeigt an, die Katſerlichen Truppen 
ſeien am 29. ohne Widerfiand in Chiavenna eingerückt. Die Einwohner hatten 
kurz zuvor eine Deputation an den kommandirenden General geſchickt und um 
Gnade gebeten. Man hatte nämlich erfahren, daß die Inſurgenten daſelbſt die 
Republik ausgerufen hätten, und da die Militairmacht, welche zu Colito lag, 
nicht zahlreich genug war, habe man 10 Kompagnien hingeſchickt, welche dit 
Aufſtändiſchen zu einer ſchimpflichen Flucht genöthigt hätten. In Verteja war 
Hausſuchung gehalten worden und man hatte daſelbſt zahlreiche Kriegsvorrätht 
gefunden. In Folge des aufſtändiſchen Benehmens der Rebellen ſei dieſe Loka⸗ 
lität, ſo wie mehrere einzelne Häuſer ein Raub der Flammen geworden. In 
Chiavenna erließ Baron Haynau einen Aufruf, worin er den Einwohnern vor⸗ 
wirft, ſie hätten, trotz der den Italieniſchen wie allen Provinzen der Monarchie 
bewilligten freifinnigen Verfaſſung und der geflatteten allgemeinen Amneſtie es 
gewagt, zum zweiten Male einen Aufruhr anzuzetteln. Auch das Landvolk ſei 
durch einen angeſehenen Mann (Franz Dolzino) zu einem bewaffneten Auf⸗ 
ſtande gereizt worden. Die Infurgenten feien durch die Truppen beſtegt und 
ihre Schlupfwinkel niedergebrannt worden. Für die Stadt wollte er, in Bes 
rückſichtigung ihrer Reue und der vollſtändigen Unterwerfung, die fle ihm zu 
Novate zugeſtchert, die Strafe dahin mildern, daß ſie eine Kriegsſteuer von 
20,000 Oeſterr. Lire (8000 Fl.) zu bezahlen, den Soldaten, ſo lange die Expe⸗ 
dition dauere, einen außerordentlichen, den Offizieren aber, ihn ſelbſt ausgenom⸗ 
men, den gewöhnlichen Sold bezablen. Außerdem haben fie in kürzeſter Frist 
die Brücke über die Adda und die dahin führende Poſtſtraße wieder herſtellen zu 
laſſen. Die Verminderung der Garniſon werde von ihrem Betragen abhän⸗ 
gen. — Franz Dolzino und die übrigen Häupter des Aufftandes find nach der 
Schweiz entflohen. — Die Turiner „Concordia“ will wiſſen, feit der Einnahme 
von Chiavenna ſei der Aufſtand an anderen Punkten ausgebrochen. — Das 
Piemonteſiſche Miniſterium hat das der Kammer vorgelegte Geſetz gegen dit 
Lombardiſchen Flüchtlinge zurückgenommen. 

Rußland und Polen. 

St Petersburg, den 21. Okt. Der Kaiſer hat auf den Kaiſerlichen Schatz 
300,000 S. R. als Anleihe für 15 Jahre für den Wiederaufbau des abgebrann⸗ 
ten Stadttheils in Kaſan angewieſen. — Der „Ruſſiſche Invalide“ meldet, daß der 
Kaiſer durch einen Ukas vom 30. Sept. den Ordenscapiteln die Ernennung der 
Oeſterreichiſchen Feldmarſchalllientenants Wratislaw, v’Alspre und Hes zu erge- 
Ordensrittern vierter Klaſſe mit dem Bemerken angezeigt habe, daß es zur Belohy⸗ 


nung dienen ſollte für ihre glänzende Tapferkeit in den Schlachten von Somma⸗ 
campagna und Cuſtozza. 


Drack u. Verlag von W. Decker E Comp. Verantworll. Redacteur: C. Henfel. 


Hierſeyn noch höchſt vortheilhafte Veränderungen 
erfahren hat. 8 


zugeſchlagene adelige Gut Orcho wo, ſoll im Wege 
der Reſubhaſtation 
am 12ten Februar 1849 Vormittags 
11 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Taxe, Hypothekenſchein und Kaufbedingungen 
können in der Regiſtratur eingeſehen werden. 


Nothwendiger Verkauf. 
Das dem Ignatz Piglofiewicz gehörige, zu 
Lojewo belegene bäuerliche Grundſtück No. 12/13., 
abgeſchätzt auf 8515 Rihlr. 6 Sgr. 8 Pf., zufolge 
der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in der 
Regiſtratur einzuſehenden Taxe, foll 

ö am 12ten Mai 1849 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Alle unbekannten Realprätendenten werden aufge⸗ 
boten, ſich bei Vermeidung der Prätluſton ſpäteſtens 
in dieſem Termine zu melden. 

Inowraclaw, den 30. Auguſt 1818. 
n Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


— en 


Allen lieben Freunden und Bekannten, denen wir 
bei unſerm Scheiden aus Poſen uns nicht perſönlich 
empfehlen konnten, hierdurch aus der Ferne ein herz⸗ 
liches Lebewohl, mit der Bitte, ein freundliches An⸗ 
denken uns zu bewahren. 

Frankfurt a/ O., den 10. November 1848. 

Dr. Leſſer, General⸗Arzt a. D. und 

deſſen Familie. 


Bei dem unterzeichneten Verein erfolgen für Bes 


wohner des Großherzogthums (auch die Ehefrauen) 


fen und Birken beſtandene Fläche von circa 


zuſehen. 


lewice wird ſie anweiſen, 


Vereins. ben II. November 1848. |Zinst.| Brier. | Gelä 

— neh en: } > 4 

Holz Verkauf., Seehandlungs- Prämien-Scheine . 1 2 

au den ven, Gg chen Fitco erfauften Gute bete Saal ollen e, | 3 — — 
Bolewice bei Neuſtadt b / P. im Großherzogthum Westpreussische Pfandbriefe 31 — [813 
Poſen, ſoll eine mit Kiefern-Bauholz, Buchen, El⸗ Gross. Posener i Jen 8 4 951 221 
Morgen abgeholzt und nachher parcellirt werden. re . ern sl fr 893 
Holzkäufer werden eingeladen, ſich die Hölzer an⸗ Kur- u. Neumärk. »  ..... 34 901 | 898 

Schlesische enn 31 891 

Der Königliche örſter Reitzenſtein in Bo⸗ „ v. Staat garant. L. . 34 =, Pe 
Der Kö 9 0 Oberſörſt und eh Baron von Preuss. Bank-Antheil- Scheine I — 135 Bar 
Maſſenbach in Bialokoſz bei Pinne nähere eee Win! 1250 12] 
Auskunft erteilen, event. den Handel abſchließen. Dore e aan — 311 4 

Wi > ee Eisenbahn - Aectien, 


Topfpflanzen, find jederzeit in dem neu eröffneten 
Güntherſchen Wintergarten billig zu haben. 


— 


Donnerſtag den 16ten d. M. Haſenbraten, Ber: 


voll eingezahlte: 


Berlin-Anhalter A. . 4 77 764 
Bar 1 Priorität 4 * 
erlin-Ham burger. 
— Priorität 47 | 89 


2 4 
Bern Beten e A. B. 


1 
28881 


liner Bratkartoffeln und Schmorkraut, wozu erges u s 87 
benſt einladet L. Günther, Berli ee 24 7 a \ 4 8 
St. Adalbert No. 38. in der Hoffmann⸗ la- Mindener 3 74 7 
chen Mühle. ente. Hi — 881 
Zane ͤ . eee A 4 104 10 
Beachtenswertb. Sicherem Vernehmen nach Nrederschles Mar pe e ee 
wird das rühmlichſt bekannte Schreyerſche Affen⸗ 8 enen er 90 sah 
Theater in den naͤchſten Tagen hier eintreffen, um » „III. Serie 5 — | 88 
in dem jetzt leer ſtehenden Schauſpielhauſe bis zur Ober-Schlesische Litt. JW. 31 881873 
Rückkehr unſerer Schauſpielertruppe, Vorſtellungen Rheinisch ner 3 | 884 | 87 
zu geben. — Die Leitungen des gedachten Theaters = 55 n 1 6 2 
find in öffentlichen Blättern hinreichend zu deflen r 
Vortheil beſprochen, und erſcheint daher überſlüſſſg, » „V. Staat garantirt 7 
in dieſer Hinſicht noch etwas zu ſagen; nur das möge Thüringer . . ......... 92 20 f 55 E 
noch bemerkt ſeyn, daß daſſelbe feit feinem letzten Stargati-Poscnüt EHER N FE — 


(Mit zwei Beilagen.) 


) m j u Daa TS SENSE 
e N =; au FRE OR ER i 4 12 
* + Sie in hieſiger Stat eingetretenen Ereigniſſe haben die ordentlichen Givilbes 
hörden außer Staud gefedt, dem Geſetze die gebührende Geltung zu verſchaffeu. 
Das unterzeichuete Staats⸗Miniſterium darf daher nicht Anſtand nehmen, zu 
außerordentlichen Maftegein zu ſchreiten, und erklart hiermit die Stadt Berlin und 
dein en due Umkreis in Belagerungszuſtand. a 
Die in dieſer Beziehung zu treffenden näheren Anordnungen werden demnach 
fortan von dem General der Kavallerie von Wrangel, welcher die Truppen in 
den Marken kommandirt, ausgehen. Berlin, den 12. November 1848. 
„ Dae Staats- Mini ſte rin m. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Strotha. v. Manteuffel. 


Im Verfolg des Erlaſſes des Königlichen Staats⸗Miniſterinms vom heutigen 
Tage, wodurch die Stadt Berlin und ihr zweimeiliger Umkreis in Belagerungs⸗ 
Zuſtand verſetzt worden iſt, verorbue ich hiermit; 

5 1. Ane 0 labs und Vereine zu politiſchen Zwecken find geſchloſſen. 
2. Bei Tage darf keine Verſammlung von mehr als 20 Perſonen, bei Nacht 
Feine von mehr als 10 Perfonen auf Straßen und öffentlichen Plägen ſtattſinden. 

3. Alle Wirths hauſer ſind um 10 Uhr Abends zu ſchließen. 

4. Plakate, Zeitungen und andere Schriften dürfen nur dann gedruckt, öffent 
lich verkauft, oder durch Anſchlag verbreitet werden, nachdem das hieſige Polizei— 
Präſidium die Erlaubniß dazu ertheilt hat. i 

5. Alle Fremde, welche ſich über den Zweck ihres hieſigen Auſenthalts nicht 
gehörig legitimiten können, haben bei Vermeidung der Ausweiſung binnen 24 
Stunden die Sladt und deren Gebiet zu verlaſſen. 

6. Fremden, welche bewaffuct ankommen, find, von den Wachen die Waffen 
abzunehmen. 

7. Die Bürgerwehr ift nach der Königlichen Beſtimmung vom 11ten d. M., 
e ihrer Reorganiſation aufgelöſt; während des Belagerungs⸗Zuſtandes 
15 Reorganisation nicht erfolgen. N 
Waffen 8 des Belagerungs ⸗Zuſtandes dürfen Civilperſonen nur daun 

- ‚ wem es ihnen von mir oder dem PolizeisPräfidio ausdrücklich 
geſtattet iſt. Wer ſich mit Waffen betreffen läßt, ohne eine ſolche Erlaubniß er⸗ 
halten zu haben, wird ſofert eutwaffnet. 1 l D ee 

9. Die geſetzlich beſtehenden Behoͤrden verbleiben in ihren Funktionen und 
werden bei Ausführung der von ihnen zu treffenden Maßregeln, in ſofern ſie den 
vorſtehenden Beſtimmungen entſprechen, von mir aufs Kräftigſte unterftügt werden. 

10. Die Stadt Berlin haftet für allen Schaden, welcher bei Unterdrückung 
dae e een ee 

11. Der Betrieb der bürgerlichen Geftpäfte, der Königlichen und Privat⸗ 
Arbeiten, des Handels und der Gewerbe wird durch Erklaͤrung des Belagerungs⸗ 
Zuſtaudes nicht weiter beſchraͤnkt. Berlin, den 12. November 1818. 

Der Ober Befehlshaber der Truppen, in den Marken, General der Kavallerie 
m von Wrangel. Yalkaindagm 


Berlin den 12: November. Die Krone hat nicht die Mäßigung ge⸗ 
zeigt, die wir von ihr erwarteten, fle hat cine Entwaffnung der Bürgerwehr 
angeordnet: Natürlich it die Aufregung über dieſen Schritt auf das Höchſte 
geſtiegen, und wir fürchten, daß lrotz der Mahnung der Nationalverſammlung, 
lich friedlich in Alles zu fügen, die Entwaffnung doch nicht bewerkſtelligt wer⸗ 
den wird, ohne daß es zu einem Conflikte kommt, und kommt es dazu, dann 
wehe dem Vaterland! — Man kann es nicht anders ſagen, die Verſammlung 
bat die höchſte Mäßigung bewahrt, ſich durchaus würdig gehalten; leider kann 
man nicht ein gleiches von der Regierung ſagen. Stündlich laufen Adreſſen 
m aus allen Theilen des Landes, welche das Benehmen der National- Ver⸗ 
die een. billigen und die Verſammlung ſelbſt hat beſchloſſen zu warten, bis 

de Stimme des ganzen Landes ſich habe vernchmen laſſen. Die Krone handelt. 
leider nicht ſo. — Wir haben ausgeſprochen, daß nach unſerer Anſicht die Na⸗ 
tonal-Verfammtung nicht im Recht fei, wir haben aber auch erklärt, daß wir 
bat. ung von der Krone erwarten, wir ſehen leider, daß fie fir nicht gezeigt 
det Pr, — wird es ſich entſcheiden, ob die Vürgerwehr den Conſlikt vermei⸗ 
— — von oben her ſaſt zu wünſchen ſcheint, Gott gebe, daß ſie beſon⸗ 
2 5 2 friedlich entwaffnen laſſe! Gott ſchütze unſer armes Vaterland! 
iti den 12. Nov. Die Nachricht, daß der Präſident Grabow 

an den Betaihungen per National. Verſammlung im Schützenhauſe Theil nehmen 
werde, i ſalſch; er iſt noch auf 14 Tage beurlaubt und feine Anweſenheit am ge— 
— Tage hatte nur den Zweck, eine Vermittelung zwiſchen den beiden Hälften 
pi Natlonal-Vetſammlung anzubahnen. Zu demſelben Zweck erſchien heute eine 
N der forttagenden Deputitten in der Verſammlung der ausgeſchiedenen 
Minorität, ohne daß ein Reſultat herbeigeführt wurde, da gleichberechtigte feite 
a ſich gegenüberſtanden. Man behauptet heute mit Beſtimmtheit, 
daß, ſobald Seſetz und Ordnung in der Hauplſiadt hergeſtellt ſein wird, das 
Miuiſtetium Brandeneteg abtreten und einem volksthümlichen Miniſterio 
(bekannte Namen Frantfurter Aogeordneren au der Spitze) Platz machen werde. — 
Zum Fall eines allgemeinen Aufßandeg 


. 8 Fall du halten, in der Königsſtadt ſich aber in keinen 
Straßenkamp 5 BE \ 
Berlin, den 12. November. 


nie 


. uin ? 
Bel der im Teltower Kreiſe anzuſtellen⸗ 


den Neuwahl war es fehr natütlich, daß gerade jetzt ſehr viele Candidaten der 


Rechten und der aͤußerſten Rechten auftreten würden. Und fo iſt es auch geſchehen. 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


her der König ferne Abſicht zur Ausführung bringen, 


Inzwiſchen aber haben wir nach den Beobachtungen, 


geglaubt habe, daß überhaupt eine Verſammlung zuſammen 


Mach ſobald neue (telegraphiſche) Nachrichten aus Berlin 


den 15. November 1848. 


Es waren vier Miniſter, nehmlich Vodelſchwingh, Eichmann, Manteuffel und 
Marker, ſodann der Oberlandesgerichtsrath von Werunth, der Geh. Regierungs⸗ 
rath Ellwanger, der Graf Eulenburg, außerdem noch die mehr oder minder der 
gemäßigten Mitte angehörenden Kreis-Phyſikus Schmidt, Stadtgerichts⸗Direktor 
Holzapfel, Aſſeſſor Kloz, und der frühere Abgeordnete Kammergerichtsrath Har⸗ 
raſſowitz. Es waren zum Wahlakte die beiden Abgeordn. Meuſebach und Reichens⸗ 
perget erſchieuen, die den Grafen Eulenburg, der ſich außerdem durch General 
Wrangel dringend hatte empfehlen laſſen, durchſetzen wollten. In diezengere 
Wahl kamen Bodelſchwingh, Harraſſowitz und Holzapfel. Gewählt wurde Har⸗ 
raſſowitz, der ſogleich nach Berlin zurückkehrte und dort in der Nationalverſamm⸗ 
lung eine entſchiedene Stellung gemäßigten Liberalismus einnahm. Er iſt mit in 
den Sitzungen, welche die Nationalverſammlung in der ſtarken Majorität von etwa 
drittehalb hundert Mitgliedern hält und hat ſich dafür erklart, daß die Regikrung 
nicht berechtigt ſei, der Nationalverſammlung gegenüber zu handeln, wie es ge⸗ 
ſchehen iſt. N 
— Die ſtaͤdtiſchen Behörden von Magdeburg haben ſich iu einer ſehr ener⸗ 
giſchen Erklärung für die Natlonalverſammlung und gegen das Mimniſterium aus- 
geſprochen. Das iſt ein ſehr bedeutendes Ereiguiß. Von Städten wie Breslau, 
Coblenz, Köln, Düſſeldorf iſt das zu erwarten; wenn aber eine der loyalſten 
Städte der Monarchie, wenn die Feſtung Magdeburg ſo ſpricht, ſo wiegt dies 
für den Augenblick ſo ſchwer als die gauze Rheinprovinz. a 
Berlin, deu 13 November. Die Reform, die Zeitungshalle, die Loro- 
motive, die Republik, die Volksblätter, die ewige Lampe, der Krakehler, 
Kladeradatſch, ſind während der Dauer des Belagerungszuſtandes verboten. 
Angermünde, den 13. Nov. Ich höre fo eben (9 Uhr Vormittags) 
von Reiſenden, die heute früh Berlin verlaſſen haben, daß geſtern Abend 6 
Uhr der Velagerungszuſtand der Stadt erklärt worden iſt. Berlin iſt 
zwei Meilen in der Runde von Militär cernirt; ſo iſt auch Bernau von Trup⸗ 
pen beſetzt, um etwaige Waffenſendungen aufzuhalten. — Eine halbe Stunde, 
nachdem ich das Voranſtehende geſchrieben, hat ein Extrazug einige hundert 
Stettiner hier durch nach Berlin befördert. Jeder von ihnen trug einen weißen 
Zeitel am Hute mit den Worten: „Ehre der Nationalverſammlung “; als fie 
jedoch von der begonnenen Velagerung Verlins unterrichtet wurden, nahmen fie 
die Zettel ab, ohne ihre Reife zu unterbrechen. — Die Leute ſind hier und in der 
ganzen Umgegend durchaus nicht geſonnen, die Hoffnungen, welche man in Ber⸗ 
iin auf eine Erhebung der Provinzen ſetzt, zu rechtfertigen. Die Eindrücke, 
welche“ die Vorgange vom 31. Oktober hier wie überall hervorgebracht, dauern 
in voller Schärfe fort und laſſen hier die ſtrengen Maßregeln der Regierung 
einzig im Lichte einer, wenn auch beklagenswerthen Nothwendigkeit erſcheinen. 
So viel auch ich im Lauf der letzten Tage in Berlin von gut unterrichte⸗ 
ten Perſonen erfahren konnte, liegt es durchaus nicht im Plan der Krone, die 
im März errungenen Freiheiten irgendwie anzutaſten; nur der Wunſch, die 
Nationalverſammlung den auarchiſchen und ochlokratiſchen Einflüffen zu ent⸗ 
ziehen, hat die letzten Schritte veranlaßt. Zu bedauern bleibt es immer, daß 
die militäriſche Einſchreitung und die Verlegung der Nationalverſammlung nicht 
ſchon am 1. Nov., unmittelbar nach jener Nacht verſucht worden ſind. Der 
König war ſchon damals dazu entſchloſſen; allein das damalige Minifierinm 
und in ihm vorzugsweiſe Eichmann verweigerten ihre Vermittlung mit aller 
Entſchiedenheit, ſo ſicher es auch iſt, daß zu jener Zeit energiſches Verhalien ſti⸗ 
tens der Negierung überall vollen Beifall gefunden haben würde. Wollte da⸗ 
\ } g ſo war er genöthigt, nach⸗ 
giebigere Perſouen an's Ruder zu ſtellen. So wurde Sean gn a 
deſſen Miſſton beendet ſein wird, ſo wie die Kammer ſich nach Brandenburg be⸗ 
“geben hat. Er wird dann ſofort einem populären Cabinet den Platz räumen. 
' die i eſtern i erli 
zu machen Gelegenheit hatte, cine ſehr blutige Entwickelung — — er 
zu gewärtigen. Sie werden mir beiſtimmen, wenn Sie bedenken, daß jetzt das 
Proletariat bewaffnet if. Zwar hat die zurückgebliebene Majorität der Kam⸗ 
mer, die geſtern durch drei polniſche, von ihrem Urlaub zurückgekehrte Depu⸗ 
tirie vermehrt, bis 1 Uhr in der Nacht berieth, den Velagerungszuſtand für un⸗ 
geletzlich erklärt; die jungſten Erfahrungen lehren aber, wie wenig eine ſolche 
Erklärung die Geſchicke zu modiſiciren vermag. Verlin wird fallen, wie Wien 
gefallen iſt, und wer weiß, ob wir dieſe Wendung nicht auch ſegnen werden, 
Breslau, den 12. Nov. Der Vertheidiger des Herrn Ir, Borchardt 
beantragte geſtern noch einmal die Freilaffung ſeines Ellenten, und das Tribu⸗ 
3 mochte Brea 11 ; Tribu 
nal verſammelte ſich dieſerhalb heute Vormittag, um über den obigen Antra 
zu berathen. Dieſer war bereits geſtern Abend in der Stadt bekannt worden 
worauf in verſchiedenen, jetzt fa permanenten. Klubs beſchloſſen wurde heut 
ſrüh in aller in aller Ruhe vor das Inquiſitoriat zu ziehen, die Freilaſſun des 
Dr. Borchardt nicht zu verlangen, wohl aber, wenn fie erfolgt, den Beſtiten 
im Triumph nach feiner Wohnung zu geleiten. Dieſem Beſchluſfe gemäß ver⸗ 
ſammelte ſich eine bedeutende Menſchenmenge nach 9 Uhr Morgens an dem be⸗ 
fummten Oric. Leider wurde die erſte, friedliche Haltung, in der man aufge⸗ 
treten, nicht bis zu Ende bewahrt. Als ſich die Nachricht verbreitete, der Ge⸗ 
fangene werde nicht freigelaſſen werden, und General v. Quadt aus dem In⸗ 
quiſitoriats⸗Gebände trat, erhob ſich gegen diefen ein Sturm, der ihn nöchſgte, 
ſich eiligſt nach der Schützenkaſerne zu begeben und dort eine Abtheilung Jäger 
zu conſiguiren. „Später trennte ſich die Verſammlung mit dem gegenfätigen 
Verſprechen, um 2 Uhr Nachm. auf dem Neumarkt wieder zuſammen zu kommen. 
orthin war von ſämmtlichen hier beſtehenden Vereinen und von dem demokratiſchen 
Provinzialausſchuß eine Volkoverſammlung durch Plakate ausgeſchrieben wor⸗ 
den. Ungeachtet des ungemein ſchlechten Wetters fanden ſich bis um zwel Uyr 
etwa 1000 Perſonen rin. Vor dieſen erſchten ein Mitglied des demokratiſchen 


beabſichtigt man Seitens des Militairs die Vereins und erklärte, daß die ſonſt in Volksverſammlungen auftretenden Redner 


bis jetzt nicht erſchienen wären, weil man wegen der ſchlimmen Witterung nicht 
kommen würde. 
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beljürgen) geſchaart hatten, trat ein Redner auf, der 4 Sud Mn nt 
ten beſtehenden, Beſchlüſſe der Nallonat-Berſumm lung ( achmittagsſitzung im 
Hotel de Ruſſie) vorlas und dann zum ruhigen Auseinandergehen ermahnte. 
Er hob noch hervor, daß in wenigen Stunden eine Entſcheidung kommen würde, 
und daß man bis dahin keinen unnützen Krawall machen, ſoudern ſich ruhig und 
ernſt verhalten möge. In gleichem Sinne ſprach noch ein zweiter Redner. Nach 
dieſer Anſprache verließ die Verſammlung den Neumarkt. Man kann aus die⸗ 
ſem ruhigen und würdevollem Benehmen abſehen, daß unſere Bevölkerung in 
den gegenwärtigen Tagen einen richtigen und ſchönen Takt zu bewahren gedenkt. 
Umſomehr müſſen uns einige in Berlin verbreitete Gerüchte, welche von einem 
hier ſtattgehabten Kampfe ſprechen, auffallen. Die „Reform“ bringt ſogar eine 
mit großen Lettern gedruckte telegraphiſche Depeſche folgenden Inhalts: „Eine 
telegtaphiſche Depeſche aus Breslau meldet: daß die Stadt in vollem Aufſtande, 
und das Militalr aus der Stadt hinausgeworfen fei.“ Wir müſſen gegen einen 
falſchen und verdächtigen Bericht um fo mehr proteſtiren, als dadurch nicht nur 
eine falſche Aufregung in Berlin hervorgerufen wird, ſondern durch eine ſolche 
Aufregung uns auch die moraliſche Kraft und Ruhe geraubt wird, welche uns 
in dieſer Krifis allein zum Siege führen kann. — Eine andere in Verlin fälſch⸗ 
licher Weiſe verbreitete Nachricht betrifft die Quiescirung des Oberpräfideuten 
Pinder, und feine Erſetzung durch den Grafen Hochberg, eine Erfindung 
der neuen Preußiſchen Zeitung. Wir könuen verſichern, daß in Breslau von 
einer ſolchen Veränderung gar nicht die Rede iſt. 

Der Magiſtrat iſt der von den Stadtverordneten beliebten Faſſung der 
Adreſſe an die Nationalverſammlung nicht beigetreten. Der Hr. Bürgermeiſter 
Bartſch ſprach gegen die von Dyhernfurth, Linderer und Guhrauer bevorwor⸗ 
tete Erklärung, daß man während der Dauer des Konfliktes die Nat.⸗Verf. 
einzig und allein als geſetzgebende und beſchließende Gewalt anerkennen werde. 
Er hatte ſchon vorher gegen die Deputation des Bürgerwehrelubs geäußert, daß 
die Geſetze nur durch Vereinbarung zwiſchen Krone und Nat.-Verſ. Krafi erlan⸗ 
gen können, und daß der Magiſtrat nur das Miniſierium von dem König 
trennen und dieſen zu der Ueberzeugung bringen wolle, daß er übel berathen fei. 
Er fügte ſpäter hinzu, daß man nicht weiter gehen dürfe, als die Nat.⸗Verſ. 
ſelbſt; dieſe bleibe bis jetzt auf dem konſtitutionellen Standpunkte. Man ver⸗ 
leugne denſelben aber, wenn man der Krone die Theilnahme an der geſetzgeben⸗ 
den Gewalt abſprechen wolle. (Schl. 3.) 

Leipzig, den 10. Nov. Die Obmänner der beiden bieſigen Vaterlandsver⸗ 
eine, Jäkel und Bertling, hatten geſtern Nachmittags wegen der Verhaftung 
Blums in Wien durch Maueranſchläge eine ſehr zahlreich beſuchte Volksderſam⸗ 
lung zuſammenbernfen. Dr. Bertling trug zwei Adreſſen, die eine an das Sächſi⸗ 
ſche Miniſterium des Answärtigen, die andere an die Nationalverſammlung zu 
Frankfurt, vor, welche mit Gründen des Rechts von beiden euergiſche (nun leider 
zu ſpat kommende) Maßregeln bei der Oeſterreichiſchen Regierung für Befreiung 
Blums verlangten. Man war allgemein einig, daß etwas gethan werden müſſe, 
und beide Adreſſen wurden ſpäter inftimmig angenommen. Zugleich würde vor⸗ 
geſchlagen, den Stadtrath und die Stadtverordneten zum Beitr t einzuladen. Hier⸗ 
bei erhob ſich eine ſehr heftige Debatte über die zweckmäßigſte Art und Welſe, den 
Stadtrath zum Beitritt aufzufordern, und der gemachte Vorſchlag, mit einem Maſ⸗ 
ſenzuge eine Deputation an den Stadtrath ſofort abzuſenden, ward eben ſo heftig 
vertheidigt, wie er von dem Vorſitzeuden Jäkel ſo wie von Andern bekämpft wur⸗ 
de. Der Streit wurde fo heftig, daß Jäkel, dem man vorwarf, daß ex als Prä⸗ 
ſident die Verſammlung terroriſire, das Präſidium an Albrecht abtrat, worauf 
der Zug vors Rathhaus durch Majorität beſchloſſen wurde. Vorher hatte man noch 
durch Acclamation eine Deputation zur perſönlichen Uebergabe der Adreſſe an den 
Miniſter v. d. Pfordten in Dresden gewählt. Hierauf fand der Zug in aller Ord⸗ 
nung ſtatt und die an den Stadtrath geſandte Deputation hat eine vorläufig be⸗ 
friebigende, Antwort zurückgebracht. 
Pfordten bereits geſtern früh auf die erſte Zeitungsnachricht von Blum's Vethaf⸗ 


tung eine Reklamation nach Wien geſendet habe, eine Nachticht, die hier einen ſeht 


guten Eindruck gemacht hat. (D. A. 30) 
Aus Baden, den 5. Nov. Hecker's Rede in Neupork, von der „Mannheim. 
Abendzeitung“ mitgetheilt, hat viele der guten Sache wieder zugewendet. Hatten 
unfere Republikaner Struve verleugnet und ſich von den Frautfurter Gräueln los⸗ 
geſagt, ſo beriefen ſie ſich doch auf den ächten Republikanismus, wie er in Hecker 
perſoniſicirt ſei. Mit ſolchen Verbrechen würde Hecker nichts gemein gehabt haben. 
Und nun rühmt Hecker jenſeits des Meeres den Meuchelmord und bedauert, daß 
er nicht auch noch „ein Dutzend“ Andere getroffen! Seine Auhänger helfen ſich da⸗ 
mit, daß ſie verſichern, die mitgetheilte Rede ſei unächt. | 
Wien, den 10. November. Die hier aufgefundenen Soldaten, welche 
ſich mit der Bitte um Pardon ergaben, wurden im Schwarzenbergſchen Garten 
üſilirt. 
er — 9. Nov. Es find heute zwei Kundmachungen erſchienen: 1 Verbietet 
auf das ſtrengſte das Ausruſen und den Verkauf von Zeitungen und Flugſchrif⸗ 
ten auf öffentlicher Straße; 2. beſtimmt den Rayon der Ortſchaften um Wien 
(2 Meilen im Umkreiſe), innerhalb welcher die Waffenablieferung ſtattzufin⸗ 
den hat. — Man unterhält ſich heute von einem Briefe Cavaignac's an den 
Fürſten Windiſchgrätz. Es ſoll darin geſagt ſein, daß Fürſt Windiſchgrätz nicht 
nur die Oeſterreichiſche Monarchie, ſondern ganz Europa gerettet habe. 
Für den hier folgenden, Theil ist die Redaclion nicht Verantwortlich. m 
Po ſen, den 12. Nov. Die Verwirrung aller Rechtsbegriffe, allet 
ſittlichen Prinzipien ſcheint wirklich auf den äußerfien Punkt kommen zu 
wollen. Es ſcheint, als habe alles ſich verſchworen, Necht und Geſetz nicht wieder 
zur Geltung kommen zu laſſen, als ſollte die ganze Welt der, Civiliſation zu 
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ihrer Auſſdſunng kommen, oder als follte wenigſtens in Preußen durch die Zerſtö⸗ 
rung unſerer ganzen Rechts⸗Verfaſſung, durch anzung des entſetzlichſten 
Terrorismus alle Freiheit der Meinung, alle Sicherheit der Perſon und des Ei⸗ 
genthums ihr Grab finden. Wenige Tage ſind vergangen, wo jedermann, der 
unbefangen die öffentliche Stimmung beobachtete, wohl fat an allen Orten des 
Königreichs und ſo auch in Poſen die Ueberzeugung gewinnen konnte, daß der 
geſunde Kern der Nation entrüſſet war über die National- Verfamm⸗ 
lung in Berlin, in welcher der überwiegende Theil nur darauf ausgehen zu 
wollen ſchien, durch Anmaßung einer ihr nicht zuſtehenden Souverainctät wie 
durch die Vernichtung aller Freiheit der Berathung in ihrer eigenen Mitte die 
Vereinbarung der Verſaſſung unmöglich zu machen. Eben fo trat aber auch 
überall die Entrüſtung über die Regterung hervor, daß fie ſelbſt ihr Recht 
Stück für Stück Preis gebe, und in dieſer gänzlichen Unthätigkeit und Muthlo⸗ 
ſigkeit auf ihren eigenen Untergang hinarbeite. Die treueſten Anhänger der 
konſtitutionellen Monarchie mußten ſich geſtehen, daß wenn 775 acht 
des Königthums gegenüber dem Despotismus der Maffen deibehthe, 
die Erhaltung der Monarchie in Preußen überhaupt unmöglich ſei, und ein 
Vandalismus in Ausſicht ſtehe, gegen welchen der Abſolutismus des Einzel⸗ 
nen noch eine Wohlthat ſei. a ei 

Kaum hat aber endlich die Regierung ſich ermannt — kaum hat ſte ein 
Zeichen gegeben, daß fie ſich nicht ſelbſt aufgeben, daß fie ihr Recht zum Schutz 
aller wahren konſtitutionellen Freiheit gebrauchen wolle, — ſtehe, da 
erhebt ſich von allen Seiten eine Reaktion, die nur aus der Angſt vor jenem 
Geſpenſt erklärlich wird, welches nun ſchon feit länger denn einem halben Jahr 
uns terroriſirt, und keine verſtändige Veſinnung aufkommen läßt „Das 
Vaterland iſt in Gefahr, die Reaktion bricht herein“, ſo werden 
die Stimmen hie und da laut, und eine künſtliche Aufregung ſcheint ſich 
wieder zu verbreiten, welche ſelbſt viele der Beſſeren jählings in den Strudel 
jenes fürchterlichen Abgrundes herabzuziehen droht, an deſſen Nande ſie ſchon 
lange bin und her getaumelt ſind. Was bat denn die Regierung gethan? 
Worin hat ſich denn die vermeintliche Reaktion gegen die Volksfreihelten kund 
gegeben? Hat die Regierung etwa die gewährten Rechte, die gegebenen Ver⸗ 
beihungen zurückgenommen? hat fie irgend etwas gethan, was der Erfüllung 
der letztern feindfelig entgegentrete? Nichts von dem allen! Sie hat nur 
die Natienal-Verſammlung verlegt, nachdem ſich für alle, die Augen 
haben zu feben, mit Evidenz zu erkennen gegeben, daß die Freiheit der Vera⸗ 
thung nur auf dieſe Weiſe gründlich ſicher zu ſtellen ſei. Sie hat einen Ort 
dazu auserwählt, wo dieſer freien Berathung nichts entgegenſteht, und dabei 
nur von dem Königl. Recht Gebrauch gemacht, deſſen fie ſich in keiner 
der ſeit den Märztagen ergangenen Geſetze oder Proklamatio⸗ 
nen begeben hat. Auch hat man in der That noch von keiner Seite irgend 
einen haltbaren Rechtsgrund gegen die Rechtsbeſtändigkeit diefes 
Schrittes vorzubringen vermocht. Worin liegt nun die Gefahr des Vaterlan⸗ 
des, worin die Reaktion gegen die verfaſſungsmäßigen Freiheiten? Sichert uns 
dieſe Maaß nahme vorausſichtlich nicht gegen den Despotismus der Maſſen, ge⸗ 
gen den Untergang des Königthums und ſomit gegen die Schrecken der Repu⸗ 
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len Monarchie der Regierung zum tiefſten Dank verpflichtet ſein, icht 
erfüllt von dem größten Unwillen gegen den Theil der National⸗-Verſamm⸗ 
lung, welcher dieſem guten Recht der Regierung, welches ihre höchſte Pflicht 
war, in offener Rebellion entgegentritt? Und wenn nicht — ſollte man dann nicht 
wenigſtens ehrlich eingeſtehen, daß man das Königthum überhaupt nicht 
will, daß man daſſelbe durch die vermeintliche Konſtituante als abgethan bes 
trachtet? Denn darin liegt einfach der Grund diefer Rebellion, diefes Geſe tels 
end We daß die Verſammlung in ihrer Majorität unter Being tie 
nes Theils des Volkes ſich die höchſte Souveraginetät beilegt, die Krone 
nur als Diener ihrer Beſchlüſſe anſteht, und die Monarchie, wie fie unter Ein⸗ 
ſchränkung der im Geſetz vom 6. April d. J. aufgeſtellten Verfaſſungs⸗Grund⸗ 
lagen noch rechtlichen Beſtand hat, nicht mehr anerkennt. Es iſt alſo hier 
N ein Kampf zwiſchen dem Princip der conſtätutionellen Mo 
narchie und dem Gelüſt nach Darſtellung eines Convent, nicht aber 
zwiſchen conſtitutioneller Monarchie und Abſolutismus. Und 
kann hier überall von Reaction die Rede ſein, ſo iſt es nur eine Reaction 
gegen die Uebergriffe der National⸗Verſammlung, die Reaction 
des Rechts und des geſunden Menſchenverſtandes gegen die Auf⸗ 
läſung aller ſittlichen Ordnung, die ſich jetzt geltend machen will. Und 
dar um freuen wir uns auch von Herzen, daß auf der anderen Seite auch von 
allen Orten und fo auch von Poſen Stimmen laut werden, die ſolchts anerken⸗ 
nen. Namentlich hat der Theil der hieſigen Bevölkerung, welcher unter dem 
Feſthalten des Princips der conſtitutionellen Monarchie zu einem Verein für 
König und Vaterland zuſammengetreten iſt, ſich hierüber in ſeiner geſtri⸗ 
gen Verſammlung unumwunden ausgeſprochen, und deshalb in der Anerken⸗ 
nung der Rechtmäßigkeit des Verfahrens der Krone den Beſchluß ge⸗ 
ſaßt, gegen das Staals⸗-Miniſterium den Dank auszuſprechen, daß es 
den Muth gehabt, ohne Rückſicht auf die ſich erhebenden Widerſprüche der Par⸗ 
teien, ohne Rückſicht auf die gebäſſige Auslegung feiner Abſichten, die Rechte 
der Krone ohne Benachtheiligung der Volks⸗Freiheiten zu 9 
ren und die beſchloſſene Verlegung der Rational-Berfammluug ane e und 
Energie auszuführen! Möge ihm darin der Beiſtand aller derer, die es mit 
dem König und dem Vaterland treu meinen, die noch Achtung für Recht und 
Geſetz haben, zu Theil werden! Denn haben jene Männer auch bisher keiner 
beſonderen Popularität ſich zu erfreuen gebabt, — hierdurch allein haben fie 
bewieſen, daß fie des Beifalls des ganzen Vaterlandes würdig find. 


‚Hat ein üg ermeifter auch Dienſiſtunden, oder darf er ſo oft und lange 
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Die Berliner Zeitungen enthalten folgende brei Bekanntmachungen: 
1 Bekanntmachung. 0 


In der auf Grund des ſtaatsminiſteriellen Erlaſſes vom 12. d. M., wor 


durch der Belagerungszuſtand für Berlin ausgeſprochen wird, ergangenen Der 
tanntmachung des Oberbefehlshabers in den Marken von demſelben Datum, 
werden die Verſammlungen auf der Straße von mehr als 20 Perſonen bei 
Tage, von mehr als 10 Perſonen bei Nacht deutlich unterſagt. Demungeach⸗ 
ser dauern die Straßen⸗Attroupements fort: den anrückenden Truppen wird 
für den Augenblick Platz gemacht, um unmittelbar nachher dieſelben neckend 
und höhnend zu umſchwärmen. Dies unwürdige Benehmen, an welchem ſich 
eine Maſſe vergeblich Gewarnter Neugieriger betheiligt, und welches die hiefle 
gen mehr oder minder anarchiſchen Zuſtände ſeit 8 Monaten erhält, insbeſon⸗ 
dere aber die zur Herſtellung der Ordnung auftretenden Kräfte recht abſichtlich 
ermüden will, muß endlich zum Wohle der Stadt Berlin ſein Ziel finden. 
Gleichzeitig mit dem Erſcheinen dieſer letzten Verwarnung iſt daher den Trup⸗ 
pen der Befehl ertheitt worden, gegen die fie in der angegebenen Weiſe dere 
höhnenden Volksmaſſen die Schußwaffe in ihrem ganzen Umfange zu gebrau⸗ 
chen, ſobald nach erfolgtem Signal zum Auseinandergehen nicht augenblicklich 
genügende Folge geleiſtet wird. Berlin, den 13. November 1848. 

v. Thümen, Generalmajor und Kommandant. 

Bekanntmachung. 
Inm Auftrage des Herrn Miniſters des Innern wird nachfolgende Bekannt⸗ 
machung deſſelben hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht: die auf den 
Grund des Geſetzes vom 17. Oktober d. J. angeordnete Auflöſung der Bür⸗ 
gerwehr in kurzeſter Zeit iſt außer den in der Allerhöchſten Verordnung vom 
11. d. M. enthaltenen, dieſelbe vorzugsweiſe veranlaſſenden Gründen, unter 
den neueſten Umſtänden auch deshalb nothwendig, weil bei etwa eintretender 
bewaffneter und maſſenhafter Auflehnung gegen Geſetz und Ordnung, die zum 
Schuß der Rechte der Krone in der treueſten Abſicht herbeieilenden Bürger⸗ 
wehrmänner in ihrer bürgerlichen Kleidung, von den Militair⸗Kommando's 
auch beim beſten Willen nicht immer von einer aufrühreriſchen Menge un⸗ 
ſchieden und daher im Fall des Waffengebrauchs leicht von einem beklagens⸗ 
werthen unverſchuldeten Unglück mitbetroffen werden könnten. Nach Wieder⸗ 
herſtellung der öffentlichen Ordnung und unter Beobachtung der geſetzlichen 
Friſtbeſtimmungen wird die Reorganiſation der Bürgerwehr mit möglichſter 
Beeilung erfolgen und Niemand wünſcht aufrichtiger, als des Königs Maje⸗ 
ſtät und die Staatsbehörden, daß die Maßregeln, welche in Folge der Erklä⸗ 
rungen des Kommandeurs der Bürgerwehr, Namens derſelben gegen das Corps 
im Allgemeinen zur Aufrechthaltung der Rechte der Regierung erlaſſen werden 
mußten, auf demjenigen Theile der Bürgerwehr nicht lange laſten mögen, deſſen 
Treut und Eifer die, bereits in der Allerhöchſten Verordnung vom 14. d. M. 
ausgeſprochene Anerkennung verdient und von dem mit Sicherheit erwartet 
werden kann, daß er in feinem bewährten Bürgerfinn auch ferner verharren 
werde. Berlin, den 13. November 1848. 

Königl. PolizeisPröfidium. v. Bardeleben. 

* ic Bekanntmachung. 

Die durch Bekanntmachung vom geſtrigen Tage angeordnete Ablieferung 
der Waffen Seitens der Bürgerwehr iſt an vielen Orten erſchwert und theil⸗ 
weiſe verhindert worden, indem man Vitlen, welche der Aufforderung Folge 
leiſten wollten, die Waffen auf dem Wege gewaltſam und unter Infulten ab⸗ 
nahm oder dieſelben doch an der Ausführung ihres Vorhabens hinderte. Es foll 
deshalb der Termin zur Ablieferung der Waffen bis auf morgen den 14. 
November, Nachmittags 5 Uhr, verlängert und zugleich von heute ab 
durch fortdauernde Militairpatronillen in den Straßen dafür geſorgt werden, 
daß ähnliche Hinderniſſe nicht mehr eintreten können. Die Annahme der Waf— 
fen erfolgt von heute Nachmittag 2 bis 5 Uhr, und am morgenden Tage von 
7 uhr früh bis 6 Ur Nachmittags. Die Ablieferung wird durch eine Quit⸗ 
tung des mit der Empfangnahme beauftragten Polizeibeamten und des zur Aſ⸗ 
ſiſtenz abgeordneten Offizierg beſcheinigt, damit der Abgeber ſich ſpäter legiti⸗ 
miren kann. In Folge höheren Auftrages wird ſolches hierdurch bekannt ges 
macht. Berlin, den 1. November 1848. 5 

Das Polizel⸗Präſidium. v. Bardeleben. 


Berlin, den 13. Nov. Die Nacht vom Sonnabend auf den Sonntag 
zeigte die Stadt in demſelben äußerlich ruhigen Charakter wie die vorherigen 
gane ke die Aufregung der Gemüther war undeſchreiblich. Es war eine 
kalte internacht, der Vollmond verbreitete fein eigenthümliches Licht auf den 
Straßen, auf welchen einzelne Gruppen in leiſem flüſternden Geſpräch beiſam⸗ 
men Handen, oder ſſüchtigen Schrittes an einander hinglülten. Es herrſchte 
nirgends Lärm oder hetöfe, wie ſonſt wohl; das Ganze hatte einen unheim⸗ 
uchen, fast gefpenftifi en Charakter. Deſio lebhafter ging es in den Häuſern 
zu. Faſt in allen Bezirken war die Bürgerwehr zum Appel zuſammengetreten, 
er Bürgerwehr zu berathen. Die Debatten 


um ſich über die Auflöſung d 
eee, und wurden durch aufgeregte Gerüchte 


von außenher geſteigert. Bald 
Kanonen befahren, das Militair beſeze 


Ir 


melt u. . w. . indeß beſtätigte ſich hiervon nur, daß im Anfang des Abends 


hieß es, die öffentlichen Plätze würden mit Ar 
änfer, die Thote würden werrame, 
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einige ſtarke Patrouillen durch einige Straßen zogen. Die Appells blieben faff 
ſämmtlich bis gegen Morgen permanent, indem ſie ſich untereinander, wie mit 
der Verſammlung der Majors und Hauptleute, welche nach dem Rücktritt des 
Commandeurs Rimpler in der Jägerſtraße zu einem Kriegsrath zufammenge⸗ 
teten waren, im Rapport erhielten. Ueberall beſchloß man indeß die Waffen 
nicht abzugeben und der Beſchluß des Magiſtrats erregte, wo er bekannt wur» 
de, den lebhafteſten Applaus. Im Kriegsrath verſtändigte man ſich nach lan⸗ 
gen Debatten endlich gegen Morgen dahin, ſich ruhig zu verhalten, jedoch die 
gewaltſame Abnahme der Waffen als ein Zeichen zum Widerſtande anzusehen. 
Es wurde dabei erzählt, die Commandeure hälten pro Forma aus Gründen 
ſämmtlich ihre Stellen niedergelegt, würden aber doch im entſcheidenden Aus 
genblick wieder auftreten. Der Kriegsrath war von mehreren Mitgliedern der 
äuherſten Linken beſucht, und wurde vielfach von Deputationen einzelner. Com⸗ 
pagnien der Bürgerwehr, wie von fliegenden Corps und Arbeitervereinen bes 
ſchickt, welche ihren bewaffneten Beiſtand anboten und ſich zur Dispoſttion 
ſtellten. 

So brach der Sonntag Morgen an. Man erblickte eine Bekanntmachung 
des Polizeipräſidenten an den Ecken, worin eranzeigte, daß, nachdem die ſtädti⸗ 
ſchen Behörden die Entwaffnung der Bürgerwehr abgelehnt hätten, das Mini⸗ 
ſterium des Innern ihn damit beauftragt habe. Es folgte nun die Inſtruktion, 
welche Tages zuvor an den Magiſtrat deshalb ergangen war und in unſerem 
Sonntagsextrablatt mitgeiheilt iſt. Der Präfldent bezeichnete darin die Orte, wo 
die Waffen bis 5 Uhr Abends abgeliefert werden ſollten und gab ſich der Hoff⸗ 
nung hin, daß dies unweigerlich geſchehen würde, da ſonſt die ernſteſten Maßre⸗ 
geln eintreten müßten. Daneben erblickte man die Königliche Proklamation an 
das Volk und die Königliche Kabinetsordre wegen Auflöſung der Bürgerwehr, 
welche ſchon in der Dienſtagsnummer unſ. Zeit. enthalten find. Inzwiſchen hatte 
dies fo wenig Erfolg, daß von 26,000 ausgegebenen Gewehren gegen Mittag 
nur 35 eingeliefert waren! Man hörte, daß die Waffen theils verborgen ſeien, 
theils von den Wehrmännern ſelbſt zum Kampfe zurückgehalten würden, in ein⸗ 
zelnen Komgagnien von den älteren Bürgern jüngeren kampfluſtigen, nament⸗ 
lich auch Arbeitern, ausgehändigt wären. Die Letzteren ſah man von Mittag 
an einzeln vielfach mit Gewehren über die Straße eilen und ſich nach Sammel— 
plätzen begeben. Außer den amtlichen Plakaten war die Zahl der Anſchläge nicht 
allzugroß; mehrere ältere wurden erneuert, ſo namentlich das des demokratie 
ſchen Klubs über die Worte des Abgeordneten Jakoby an den König. Ein 
zweites von demſelben Klub war gegen den General Wrangel gerichtet, der 
für einen Volksverräther und außer dem Geſetz erklärt ward, ein anderes 
an die Soldaten, um ſie abzumahnen auf das Volk zu ſchießen, welches die von 
ihnen mit erwählte Nationalverſammlung ſchützen wolle. Ein, Ferdinand Ro⸗ 
bert unterzeichnetes, Plakat mahnte von allem gewaltſamen Widerſtande ab, da 
dieſer nur dazu diene, den Belagerungszuſtand herbeizuführen, welchen man 
wünſche, um die Nationalverſammlung aufzulöſen; das Volk möge in feinem 
paſſiven Widerſtande beharren. Die ſtädtiſchen Behörden, ſowohl der Magiſtrat 
als die Stadtverordnetenverſammlung waren den Tag über in Permanenz und 
beſchickten ſich gegenſeitig. Gegen Mittag beſchloſſen fe beide einſtimmig 1) eine 
Petition an den König, um Rücknahme, oder doch um Aufſchiebung der verord⸗ 
neten Aufhebung der Bürgerwehr zu richten, 2) das Staatsminiſierium don 
dieſem Beſchluh in Kenntnih zu ſetzen und bei demſelben darauf anzutragen, 
die Ausführung der Mahregel auszufegen und die Königliche Entſchließung abe 
zuwarten, 3) eine Anſprache an die Einwohner zu erlaſſen, um denfelben von 
dem Vorſtehenden Kenntniß zu geben und auf eine fernere ruhige Haltung, ſo 
wie auf Vermeidung jedes thätlichen Widerſtandes bei der Auflöſung der Bürs 
gerwehr hinzuwirken. 

Man ordnete außerdem eine gemiſchte Deputation ab, um diefe Erklärung 
dem Könige perſönlich zu überbringen. Dieſelbe konferirte jedoch nur mit dem 
Staatsminiſterio und mußte von ihrem weitern Vorhaben abſtehen, da der Mi— 
niſterpräſident ſich weigerte, ihr eine Audienz beim Könige zu verſchaffen. Die 
Anſprache der Stadtverordneten an die Einwohner, welche ſpäter an dit Ecken 
geſchlagen wurde, lautete alſo: 

„Mitbürger! Krone und Nationalverſammlung find im Konflikt. Jede ap⸗ 
pellirt an das Volk. Die Krone beſichlt die Auflöſung der Bürgerwehr und 
Niederlegung der Waffen; die Nationalberſammlung erklärt Jeden für einen 
Landesverräther, der dirſe Maßregel mit Gewalt durchführt. In dieſem Augen⸗ 
blick erwartet Ihr die Stimme Eurer Vertreter. Wir, wie die Nationalver⸗ 
ſammlung beſchwören Euch, keinen offenen Widerſtand der Gewalt 
entgegenzuſetzen. Im Kampft unterliegt die Freiheit; im ruhigen Wider⸗ 


ſtande wird fie fiegen. Das ganze Land wird ſich für uns, für die gerechte 


Sache entſcheiden. Wir haben uns von Neuem an des Königs Majeflät gewen⸗ 
det und jeder Augenblick kann eine Ausgleichung bringen, welche die Wohlfahrt 
des Landes rettet. Jeder thätliche Widerſtand würde für den Einzelnen vers 
derblich, für unſere gerechte Sache erſolglos und nur eine Veranlaſſung ſein, 
die Stadt in Belagerungszuſtand zu erklären, welcher die Freiheit der Preſſe 
auſhebt und das Recht der freien Verſammlung. 

Berlin, den 12. November 1843. Stadtverordnete zu Berlin.“ 

Die Anſprache des Magiſtrats lautete: Bürger Berlins! In verhängniß⸗ 
voller Stunde drängt es uns ein ernſtes Wort der Mahnung an Eure Bruſt 
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zu legen, Möge dies Wort eine gute Statt bei Euch finden, wahrlich wir 
bringend es Euch im Vollbewußtſein der großen Pflichten, die wir gegen 
l Eutt Aller Wohl übernommen haben? Obwohl zunächſt durch das 


Geſetz berufen, die Intereſſen der Stadt als Gemeindeverband zu ſchützen, 


empfinden wir es dennoch tief und lebendig, daß ohne höhere politiſche Freiheit 
nirgends eine Zufriedenheit mehr denkbar if, Wir wiſſen, daß insbeſondere uns 
ſere Bürgerſchaft, wie ſie die erſte Kommune des Landes bildet, ſo auch dem 
Lande vorleuchten will, in der Erwerbung und Erhaltung nationaler und volks⸗ 
thümlicher Freibeiten. Wir betrachten ein ſolches Streben mit hoher Achtung 
und wir erkennen als unſere heiligſte Pflicht, Euch darin mit dem ganzen 
Einſtuß, zu welchem unſere Stellung uns berechtigt, zur Seite zu ſtehen, ja 
lieber untetzugehen, als darin zu willigen, daß an den ertheilten Zuſicherun⸗ 
gen das Kleinſte verkürzt werde. Unſere in den letzten Tagen gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe werden Euch das thatkräftiger beweiſen, als Worte. Indem wir mit 
dieſer rückhaltsloſen Erklärung in die Oeffentlichkeit treten, dürfen wir aber 
nicht unterlaſſen, zu gleicher Zeit Euch Alle, die Ihr es wahrhaft wohlmeint 
mit dem Volke und feiner Entwickelung, zu ernſter Beſonnenheit und Mäßi⸗ 
gung aufzufordern. Der Prozeß unſeret Staatsentwickelung iſt in eine Kriſis 
getreten, deren verhängnißvolle Wendung Niemand von uns verkennt, deren 
größte Geſahr aber darin liegt, daß ſte reaktionairen Beſtrebungen oder anar⸗ 
chiſchen Wühlereien zu neuer Ermuthigung dient. Die ruhige würdevolle 
Haltung des Volkes in den letzten Tagen iſt allein geeignet, ſolche Ermuthi— 
gung zu vereiteln, ſie dokumentirt in ihrer impoſanten Wirkung ein morali— 
ſches Recht, gegen welches alle phyſtſche Gewalt machtlos zerſchellen wird. Darum 
bitten, darum beſchwören wir Euch, ſetzt einer ſolchen phyſiſchen Macht keinen 
andern, insbeſondere keinen thätlichen Widerſland entgegen. Dieſer würde, 
wenn man die Kräfte unbefangen gegen einander abwägt, ohne Nutzen ſein, 
nur zu Eurem und unſerer ſchwer geprüften Stadt namenloſen Unglück gereichen. 
Achtung vor dem Geſetz iſt der oberſte konſtitutionelle Grundſatz. Darum be⸗ 
zwingt Euch ſelbſt, erweiſt dem Geſetz dieſe Achtung. Mitbürger! Hoffen wir 
eine friedliche Löfung und leben wir der Ueberzeugung, daß es eine Gerechtig⸗ 
keit in der Weltgeſchichte giebt. Die Geſchichte kennt keinen Fall, daß einem 
einigen, feiner Aufgabe ſich bewußten Volke das kleinſte feiner Rechte auf 


die Länge verkürzt wäre; aber fle kennt viele, wo die edelſten Beſtrebungen 


unter den Einſlüſſen ungezügelter Leidenſchaften traurig auf dem Straßenpflafter 
verbluteten. Darum vertraut uns! Wir haben uns von Neuem im Verein 
mit der Stadtperotdnctenverſammlung an des Königs Majeſtät gewendet und 
hoffen auch jeg noch eine Ausgleichung, welche die Wohlfahrt des Landes rettet. 
Berlin, den 22 November. Der Magiftirar” — 
Gegen Nachmiiag wurde eine gewaltige Gährung auf den Straßen be⸗ 
merkbar. Fünf ein halb Uhr wurden die den Belagerungszuſtand verkündenden 
Bekanntmachungen an den Ecken angeſchlagen. f 
Dieſe Wekanntmachungen verbreiteten eine unbeſchteibliche Stimmung 
in der Stadt, An allen Ecken häuften ſich die Gruppen, welche beim Later⸗ 
nenlicht aiftig laſen. Wulh und Angſt malte ſich in den Geſichtern; Familien 
eilten wu hänger Furcht zu Haufe; bei Vielen flieg das Entſetzen um ſo höher, 


als fie wicht wußten, was man ſich unter einem Velagerungszuſtande zu denken 


habe und fall natv darunter nichts anderes dachten, als eine Belagerung der 
Stadt, Beſchießung ic. Vor dem Schloß wurde die Verhängung des Be 


lagerungszuſtandes unter Trommelſchlag verleſen, in den übrigen Straßen au 


den Ecken angeſchlagen. Die Nationalverſammlung hatte bereits am Mor⸗ 
gen ihre Sitzungen im Schützenhauſe gehalten und war noch am Nachmittag 
wieder beiſammen. Sie wurde durch die Bürgerwehr der benachbarten Bes 
zirke geſchützt, welcher ſich Abtheilungen der fliegenden Corps angeſchloſſen 
hatten. Auf die Nachricht vom Belagerungszuſtand richtete ſich von allen 
Seiten bewaffneter Zuzug dorthin, weil man nun die Aufhebung der Verſamm⸗ 
lung fürchtete. Man erklärte ſelbſt auf den Beſchluß der Nationalverfamms 
lung, nicht weiter geſchützt fein zu wollen, in feiner Stellung verharren zu 
miüſſen, und ging erſt nach Beendigung der Sitzung auseinander“ Es wurde 
inzwiſchen von Seiten der Militairgewalt nichts gegen die Verſammlung unter⸗ 
nommen, wie auch auf der Straße nichts geſchah, wo die Gruppen nicht zu zwanzig, 
ſondern zu Hunderten beiſammen ſtanden und diskutirten. Die ſtädtiſchen Behör⸗ 
den beſchloſſen nach dem Eintritt dieſer Ereigniſſe noch einmal eine Deputation nach 
Potsdam zum Könige zu ſenden, um ihm ihre oben erwähnte Petition perſönlich 
ans Herz zu legen. Die Deputation fuhr Abends 9 Uhr hinüber, wurde 
aber auch diesmal nicht angenommen, indem es konſtitutioneller Grundſatz ſei, 
daß der König ohne Miniſter keine Deputation empfange. Die Deputation 
mußte daher unverrichteter Sache in der Nacht zurückkehren und ſich daran 
genügen laſſen, den Miniſterpräſtdenten füt die ſofortige Abgabe der Petition 
zan den König perſönlich verantwortlich zu machen. Eins der jüngeren Mit 
glieder im Magiſtrate hatte dem Vernehmen nach den Antrag geſtellt, ſich bei 
dieſer neuen Deputation nicht mehr zu betheiligen, indem es der Stellung des 
Magiſtrats nicht angemeſſen ſei, nach drei abſchlägigen Beſcheiden zum vierten⸗ 
mal um eine Audienz zu bitten; indeß war das Collegium nicht darauf einge⸗ 
gangen. Trotz aller diefer aufregenden Ereigniſſe iſt dennoch die Nacht ruhig 
verfloſſen; die Gruppen auf den Straßen verliefen ſich gegen Mitternacht und 
nur in den öffentlichen Lokalen wurde lebhaft und leldenſchaftlich diskutirt. 
Von einem Exceß iſt uns mit Ausnahme eines einzigen Falles nichts bekannt 
geworden; es iſt ein Wagen mit Kommisbroden auf der langen Brücke auge⸗ 
halten und einiger Brode, aber wie ts ſcheint mehr aus Muthwillen und 


fur einführen. Es könne gedrückt werden wog da 
das Polizel-Präſidium werde feinen, Cenſor beſtellen. 
Solche Thatſachen beweiſen am beſten den Zuſtand, in dem wir uns 


Oppoſitionsluſt gegen das Militair, als aus Eigennutz, beraubt worden — 
gewiß in ſolchen Momenten faſt wahnſinniger Aufregung ein hochachtbarer 
Beweis für die moraliſche Kraft der Vevölkerung!! 

Der Montag Morgen begann trübe und düfler. Auf den Straßen cir« 
kulirten unheimliche Gerüchte. Von allen Bahnhöfen kam Nachricht, daß 
die Zuge ausgeblieben ſeien; nach Potsdam war der eleklriſche Telegraph zer» 
ſchnitten. In vielen Straßen bewaffneten ſich die Arbeiter, welche zu die⸗ 
ſem Behuſe von den Arbeitspläzen zuſammengeholt wurden, auch verlau- 
tete, fie wollten am Abend das Arbeitshaus ſtürmen und deſſen Juſaſſen 
zu Hülſe rufen. Es verlautete ferner von bewaffneter Unterſtützung, die aus 
Stettin, Magdeburg, Spandau u. f. w. erwartet werde, wo außerdem Un⸗ 
ruhen ausgebrochen ſein ſollten, und einzelne Arbeiterhaufen zogen nach den 
Bahnhöfen, um dieſe Unterftügung zu empfangen, Militair⸗Patrouillen rück⸗ 
ten ihnen nach. Später erfuhr man, daß auf Befehl des General Wrangel 
die Schienen aufgeriſſen ſeien, namentlich bei Spandow und Bernau, um die 
Bahnzüge und die mit denſelben erwartete bewaffnete Mannſchaft abzuhalten. 
Ferner hieß es, die Stehandlung habe ihre Zahlung eingeftellt, der Magifirat 
ſolle aufgelöſt, feine Mitglieder ſollten verhaftet werden. Erſteres erwies ſich 
indeß bald als ganz grundlos, vom Letzteren hat ſich bis jetzt nichts beſtätigt. 
Da die Nationalverſammlung Abends zuvor den Belagerungszuſtand für un⸗ 
gültig erklärt hatte und dies am Morgen durch Plakat verkündete, fo nahm 
man vielſeitig von der Wrangelſchen Inſtruktion keine Notiz. Namentlich ſtand 
das Volk in Gruppen von Hunderten diskutirend auf den Straßen beiſammen 
und insbeſondere zog es eine ungeheure Menſchenmenge herbei, als der General 
Wrangel ſich gegen Mittag einen Augenblick am fehler des Schloſſes zeigte. 
Es erſchienen indeß auch Militairpatrouillen, welche die Haufen vielfach mit 
gefälltem Bajonett auseinandertrieben. Man wich dann auseinander, um an⸗ 
derswo wieder zuſammenzutreten; doch ging dies meiſt ohne Geſchret und Ex⸗ 
ceß vor ſich. In Betreff der Ablieferung der Waffen geſchah von beiden Sei⸗ 
ten nichts; gerüchtsweiſe verlautete, das Miniſterium werde bis folgenden 
Tages einen neuen Aufſchub gewähren. — Die ſtädtiſchen Behörden, Magi⸗ 
ſtrat und Stadtverordneten, blieben auch heute in Permanenz. f 

Am Nachmittag ſah man Mililair-Abtheilungen durch alle Straßen ziehen, 
welche die vorhandenen Plakate (f. oben) abriſſen, auch das Volk zum Aus⸗ 
einandergehen aufforderten. Letzteres leiſtete der Aufforderung mit Ruhe, Folge, 
ohne ſich jedoch dadurch an neuen Zuſammengruppirungen hindern zu laffen. 
Die National⸗Verſammlung wurde in dieſer Zeit aus dem Schützenhauſe, wo 
fie am Morgen Sitzung gehalten hatte, in folgender Weiſe ermittitt: Es waren 


der Vice ⸗Präſtdent Ploennis mit den Schriſtführk nei 
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Straße beſezt wurde und die Soldaten in das Haus drangen. Der Oberſt 
v. Sommerfeld trat in den Saal, erklärte, er ſei beauftragt das Haus zu 
räumen, und forderte die Anweſenden auf, ſich zu entfernen. Ploennis 
erwiederte: dieß ſei das Sitzungslokal der National⸗Verſammlung, er, der 
Präſident derſelben, werde nur der Gewalt weichen. Der Oberſt bat dringend 
ihm Gehör zu ſchenken, jedoch blieben die Abgeordneten auf dem Büreau un⸗ 
beweglich. Hierauf entfernte ſich der Obriſt und kehrte eine halbe Stunde fpäter 


mit einem ſchtiftlichen Befehl zurück, den er vorzeigte und der ihn mit der Räus 
f mung des Hauſes durch Gewalt beauftragte. 


Er wiederholte feine Bitten, 
jetzt nicht länger zu widerſtehen, nachdem die Gewalt in aller Form angekün⸗ 


digt ſel. Vicepräſtdent Ploennis erklärte jedoch, daß er nur der wirklich ange⸗ 


wendeten phyſiſchen Gewalt nachgeben werde. Hierauf rief der Obriſt Sol⸗ 
daten herein. Die Schriftführer Schneider und Schornbaum gaben den Bits 
ten derſelben nach und ließen ſich von ihnen ohne zu großes Widerſtreben 
unter den Arm nehmen und vor die Thür führen. Der Vicepräffdent 
Ploennis aber blieb unerſchütterlich auf feinem, Sitze und mußte empor⸗ 
gehoben und herausgetragen werden. Die anweſenden Officiere und Soldaten 
waren ſichtlich tief ergriffen von der Schmerzlichkeit ihrer Aufgabe. Viele 
ſprachen offen ihre Bewunderung aus, und in den Augen Mancher ſah man 
Thränen. Als das Volk den Vicepräſidenten und die Schriftführer heraustreten 
ſah, begrüßte es fie mit lautem Hurrah, in welches die Soldaten ſogar einfiimmten. 

— Durch die bereits mitgetheilte Bekanntmachung des Generals Wrangel 
iſt nunmehr auch die wichtigſte der Maͤrzerrungenſchaften, nämlich die Preßfrei⸗ 
heit gefallen, und es iſt die Cenſur auf unbeſtimmte Zeit wiederum 
eingeführt worden, indem es dort unter No. 4. heißt: „Plakate, Zungen 
und andere Schriften dürfen nur dann gedruckt, Öffentlich, verkauft eber durch An⸗ 
ſchlag verbreitet werden, nachdem das hieſige ü an le Erfaubniß dazu 
eriheilt hat. Die Redaktionen der meiſten Zeitungen haben beſchloſſen, ihre Zeitun⸗ 
gen lieber ganz einzuſtellen, als ſolche unter Genſur erſcheinen zu laſſen und fat 
alle hieſige Literaten von Bedeutung haben ihr Ehrenwort verpfändet, keine Zeile 


mehr unter Cenſur zu ſchreiben. Als Heut Abgeordnete der Zeitungen auf dem 


Polizei- Präſidio einfanden, um bart usfuuft über bie neue Reorganifatton ber 
Ceuſur einzuholen, wurde ihnen vom Polgei-Präfipium erklatt 5 
ee halte die betreffende Verorbuuug des Generals 
ai Wrongel für ganz ung eſetzlich, das Polizei⸗Präſidſum werde 

ſich nur auf dem geſetzlichen Boden bewegen und keine Cen- 
ö holte, 


befinden. 
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